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Anlage:

o �Landschaftsplanerischer Fachbeitrag�
Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft e
lanzierung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplan
(Günther & Pollok, Landschaftsplanung, Itzehoe mit Bear

Quellenverzeichnis:

o Folgende von der Planung berührten Behörden und sonst
ben im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 
regungen, Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer

Der Landrat des Kreises Rendsburg
mit Schreiben vom 20.04.2020

Archäologisches Landesamt Schleswig

Deich- und Hauptsielverband Südwestholstein per Mail vom

Deutsche Telekom Technik GmbH mit

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integrati
Kampfmittelräumdienst mit Schreiben vom 16.03.2020

o Landesplanerische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 1
meinde Padenstedt der Landesplanung im Ministerium für
ration per Mail vom 18.03.2020

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 10 mit einer 4. Änd
Zuge der Anpassung) �Poststraße / Kleinredder� der Geme

o Stellungnahme des Landrats des Kreises Rendsburg
zum Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt mit 

o Stellungnahme des Bundesamtes für Infrastruktur, Umwel
Bundeswehr, Referat Infra I 3, zum Bebauungsplan Nr. 
vom 17.07.2019

o Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig
Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt mit Schreiben vom 08.0

o Landesplanerische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 1
Kleinredder� der Gemeinde Padenstedt der Landesplanun
che Räume und Integration in Mitschrift des Referats für
baurecht mit Erlass vom 25.07.2019

o �Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale� der Geme
- tabellarische Darstellung, Stand 23.10.2017
- kartografische Darstellung, Stand 20.10.2017
- Erläuterungstext, Stand 06.11.2017

(Planungsbüro Philipp, Albersdorf, mit Bearbeitungssta
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�Landschaftsplanerischer Fachbeitrag� zur
Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft einschl. der Eingriffs
lanzierung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 11 der Gemeinde Padenstedt
(Günther & Pollok, Landschaftsplanung, Itzehoe mit Bearbeitungsstand vom

Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange h
ben im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB A
regungen, Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer Stellungnahme vorgebracht:

Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung
mit Schreiben vom 20.04.2020

es Landesamt Schleswig-Holstein mit Schreiben vom 19.03

und Hauptsielverband Südwestholstein per Mail vom 18.03.2020

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 18.03.2020

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration,
Kampfmittelräumdienst mit Schreiben vom 16.03.2020

Landesplanerische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße� der G
meinde Padenstedt der Landesplanung im Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Inte
ration per Mail vom 18.03.2020

Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 10 mit einer 4. Änderung des Flächennutzungsplanes (im
Zuge der Anpassung) �Poststraße / Kleinredder� der Gemeinde Padenstedt

Stellungnahme des Landrats des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung
ngsplan Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt mit Schreiben vom 13.08.2019

Stellungnahme des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr, Referat Infra I 3, zum Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt per Mail

Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein zum Bebauungsplan
Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt mit Schreiben vom 08.07.2019

Landesplanerische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 10 �Östlich Poststraße / Westlich
Kleinredder� der Gemeinde Padenstedt der Landesplanung im Ministerium für Inneres, ländl
che Räume und Integration in Mitschrift des Referats für Städtebau und Ortsplanung, Städt
baurecht mit Erlass vom 25.07.2019

�Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale� der Gemeinde Padenstedt mit:
tabellarische Darstellung, Stand 23.10.2017
kartografische Darstellung, Stand 20.10.2017
Erläuterungstext, Stand 06.11.2017

(Planungsbüro Philipp, Albersdorf, mit Bearbeitungsstand 06.11.2017)

- Satzung -

inschl. der Eingriffs-Ausgleichs - Bi-
s Nr. 11 der Gemeinde Padenstedt

beitungsstand vom 27.01.2020)

ige Träger öffentlicher Belange ha-
Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB An-

 Stellungnahme vorgebracht:

Eckernförde, FD Regionalentwicklung

Holstein mit Schreiben vom 19.03.2020

und Hauptsielverband Südwestholstein per Mail vom 18.03.2020

.2020

1 �Südliche Poststraße� der Ge-
 Inneres, ländliche Räume und Integ-

erung des Flächennutzungsplanes (im
inde Padenstedt

Eckernförde, FD Regionalentwicklung
ngsplan Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt mit Schreiben vom 13.08.2019

tschutz und Dienstleistungen der
10 der Gemeinde Padenstedt per Mail

Holstein zum Bebauungsplan

0 �Östlich Poststraße / Westlich
einde Padenstedt der Landesplanung im Ministerium für Inneres, ländli-

 Städtebau und Ortsplanung, Städte-

inde Padenstedt mit:

nd 06.11.2017)
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o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 6b �An
u. a. mit:
- �Schalltechnische Untersuchung� (Bearbeitungsstand vom 22

o Geltender Flächennutzungsplan (2003) der Gemeinde Pad
der genehmigten 1. bis 3. Änderung

o Festgestellter Landschaftsplan (vom

o �Lage- und Höhenplan� als amtliche Planunterlage mit K
den Bebauungsplan Nr. 11 der
2020

Fotos: Peter Scharlibbe, Büro für integrierte Stadtpla
Reinhard Pollok, Büro für Landschaftsplanung Günther &
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Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 6b �An der Padenstedter Au� der Gemeinde Padenstedt

�Schalltechnische Untersuchung� (Bearbeitungsstand vom 22.02.2008)

Geltender Flächennutzungsplan (2003) der Gemeinde Padenstedt einschließlich
der genehmigten 1. bis 3. Änderung

Festgestellter Landschaftsplan (vom 27.04.1998) der Gemeinde Padenstedt

und Höhenplan� als amtliche Planunterlage mit Katasterbestand vom
den Bebauungsplan Nr. 11 der Gemeinde Padenstedt mit örtlicher Vermessung vom

Peter Scharlibbe, Büro für integrierte Stadtplanung ·Scharlibbe, 17.01. und 05.06.
Reinhard Pollok, Büro für Landschaftsplanung Günther & Pollok, 19.12.2019

- Satzung -

der Padenstedter Au� der Gemeinde Padenstedt

.02.2008)

enstedt einschließlich

der Gemeinde Padenstedt

und Höhenplan� als amtliche Planunterlage mit Katasterbestand vom 22.01.2020 für
mit örtlicher Vermessung vom 21.01.

Scharlibbe, 17.01. und 05.06.2020
 Pollok, 19.12.2019



Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a Bau

Kennzeichnung

Verfahrensübersicht

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit   § 13a A

Unterrichtung der Landesplanung   § 11 Abs. 2 LaplaG

x Frühzeitige Beteiligung der Behörden / TÖB

Öffentliche Auslegung
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13

Behörden- und TÖB - Beteiligung
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13

Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss

Bekanntmachung   § 10 BauGB

Abb. 1
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Kennzeichnung des Plangeltungsbereiches
des Bebauungsplanes Nr. 11

Verfahrensübersicht

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit   § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB

Unterrichtung der Landesplanung   § 11 Abs. 2 LaplaG

Frühzeitige Beteiligung der Behörden / TÖB § 4 Abs. 1 BauGB

Öffentliche Auslegung
i.V.m. § 13a BauGB

und TÖB - Beteiligung
i.V.m. § 13a BauGB

Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss

Bekanntmachung   § 10 BauGB

(Quelle: https://www.openstreetmap.de/karte.html)

- Satzung -

es

bs. 3 Nr. 2 BauGB

§ 4 Abs. 1 BauGB

https://www.openstreetmap.de/karte.html)
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1. Planungserfordernis

Für das Plangebiet, dass die Flurstücke 57 der Flur 2,
(alle in der Gemarkung Padenstedt) umfasst,
stellt, dass die Flächen vor dem Hintergrund des hohen B
bauung geeignet sind (vgl. auch nachfolgende

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwickl
auch zur Sicherstellung einer geordneten Erschließung, d
die bestehenden Wohngrundstücke mittels privater Zufahr
straße� aus erfolgen.

Dem Planungserfordernis wird durch die Aufstellung des 
chen. Eine zeitnahe bzw. kurzfristige
und die weiteren Bebauungsmöglichkeiten
Ein Gebäudeabriss ist für das Flurstück 57 vorgesehen.
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Planungserfordernis

Für das Plangebiet, dass die Flurstücke 57 der Flur 2, 11, 12, 13, 15, 16 und 17/1 der Flur 3
(alle in der Gemarkung Padenstedt) umfasst, wurde durch die Gemeinde Padenstedt festg
stellt, dass die Flächen vor dem Hintergrund des hohen Bedarfs an Wohnraum für eine B
bauung geeignet sind (vgl. auch nachfolgende Abb. 2).

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung besteht ein Regelungsbedarf,
auch zur Sicherstellung einer geordneten Erschließung, denn diese soll
die bestehenden Wohngrundstücke mittels privater Zufahrten / Wohnwegen von der

erfolgen.

Dem Planungserfordernis wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 11 entspr
chen. Eine zeitnahe bzw. kurzfristige Neubebauung ist auf den Flurstücken 57, 13 und 15
und die weiteren Bebauungsmöglichkeiten in 2. Baureihe sind dann sukzessive zu erwarten.
Ein Gebäudeabriss ist für das Flurstück 57 vorgesehen.

(Quelle: Planungsbüro Philipp, Nov. 2018

- Satzung -

 11, 12, 13, 15, 16 und 17/1 der Flur 3
Gemeinde Padenstedt festge-

edarfs an Wohnraum für eine Be-

ung besteht ein Regelungsbedarf,
enn diese soll überwiegend über
ten / Wohnwegen von der �Post-

Bebauungsplans Nr. 11 entspro-
Neubebauung ist auf den Flurstücken 57, 13 und 15

nd dann sukzessive zu erwarten.

Abb. 2
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Ausgehend von der in 2017 erarbeiteten und von der G
2017 beschlossenen �Ermittlung der Innenentwicklungspoten
und vorangestellte Abb. 2) soll nunmehr
�Dorf� ermittelten Fläche �B�
meinsam wohnbaulich entwickelt werden
der Entwicklungsfläche A mit von dem Investor des B
nicht alle rückwärtigen Grundstücksflächen für einen 
stehen. Daher befinden sich innerhalb des Plangebiets au
zu einem späteren Zeitpunkt entwickelt werden
gung stehen.

Die Flächen sind im �Innenentwicklungskonzept� dargest
nung� der Flächen als fachliche Bewertung angegeben wir

Die rückwärtigen Grundstücksflächen des Bebauungspla
durch die Wohngebäude der vorderen Grundstücksflächen un
geprägt. Durch die zwischenzeitlich erfolgte Erschließu
Nr. 10, der die östliche Plangebietsgrenze bildet, er
gung, sodass nunmehr die rückwärtigen Grundstücksteilflä
war zum Zeitpunkt der o.g. �Ermittlung der Innenent
folge nicht erkennbar.

Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens des Kreises Ren
genen Bedenken sieht die Gemeindevertretung
ausgeräumt.

Die Gemeinde Padenstedt verfolgt
nes Nr. 11 �Südliche Poststraße� neben der Bestandssicherun
Poststraße bebauten Grundstücke
Wohnbaugrundstücken für eine Einfamilienhausbebauung
dem Grundstück Poststraße Nr. 5
gärtnerisch oder sonstwie baulich bzw. als Grünland
abzusichern.

Ziel der Gemeinde Padenstedt ist es somit, ausgehend v
Flächennutzungsplanes und des festgestellten Landschaftspla
Vorgaben aus der Fortschreibung des Landesentwicklungspla
tebaulich geordnete Entwicklung planerisch vorzubereite
genannten Bebauungsplanes planungsrechtlich zu gewährlei

Der von der Gemeindevertretung am 23
ne Bebauungsplan Nr. 11 beinhaltet die planungsrechtlich 
Planungen und die örtliche Planungssituation sowie die
Fachplanung (s. Anlage zu dieser Begründung
dem zuvor durchgeführten Planaufstellungsverfahren zum
Stellungnahmen der Behörden und Planungsträgern nach 
desplanerische Stellungnahme vom 18.03.2020
abwägung zum Satzungsbeschluss.

Die Begründung wurde entsprechend der gemeindliche Abw
angepasst.
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Ausgehend von der in 2017 erarbeiteten und von der Gemeinde Padenstedt im November
2017 beschlossenen �Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale� (s. Quellenverzeichnis

Abb. 2) soll nunmehr eine Teilfläche der für den Ortsbereich Pad
Fläche �B� zusammen mit der Bestandsbebauung an der Posts

meinsam wohnbaulich entwickelt werden. Diese Teilfläche könnte im Zuge der Veräußerung
der Entwicklungsfläche A mit von dem Investor des B-Planes Nr. 10 erworben werden, da
nicht alle rückwärtigen Grundstücksflächen für einen Verkauf zur Verfügung standen und
stehen. Daher befinden sich innerhalb des Plangebiets auch Flächen in der 2. Baureihe, die
zu einem späteren Zeitpunkt entwickelt werden und optional als Wohnbauflächen zur Verf

Die Flächen sind im �Innenentwicklungskonzept� dargestellt worden, wobei eine �gute Ei
nung� der Flächen als fachliche Bewertung angegeben wird.

Die rückwärtigen Grundstücksflächen des Bebauungsplanes Nr. 11 werden schon heute
durch die Wohngebäude der vorderen Grundstücksflächen und deren Nutzungen baulich
geprägt. Durch die zwischenzeitlich erfolgte Erschließung des gesamten Bebauungsplanes
Nr. 10, der die östliche Plangebietsgrenze bildet, erfolgt auch von hieraus eine bauliche Pr
gung, sodass nunmehr die rückwärtigen Grundstücksteilflächen baulich eingefasst sind. Dies
war zum Zeitpunkt der o.g. �Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale� in der zeitlichen A
folge nicht erkennbar.

des Beteiligungsverfahrens des Kreises Rendsburg-Eckernfö
genen Bedenken sieht die Gemeindevertretung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschluss

Die Gemeinde Padenstedt verfolgt daher das Ziel, durch die Aufstellung des Bebauungspl
�Südliche Poststraße� neben der Bestandssicherung der im vorderen Bereich zur

Poststraße bebauten Grundstücke eine Bebauung in 2. Baureihe mit insgesamt 6 neuen
Wohnbaugrundstücken für eine Einfamilienhausbebauung und einem Ersatzgebäude auf

Grundstück Poststraße Nr. 5 innerhalb eines Allgemeinen Wohngebietes auf bisher
gärtnerisch oder sonstwie baulich bzw. als Grünland genutzten Flächen planungsrechtlich

iel der Gemeinde Padenstedt ist es somit, ausgehend von den Darstellungen des geltenden
Flächennutzungsplanes und des festgestellten Landschaftsplanes, den landesplanerischen

aus der Fortschreibung des Landesentwicklungsplan (Entwurf
tebaulich geordnete Entwicklung planerisch vorzubereiten und mit der Aufstellung des vo
genannten Bebauungsplanes planungsrechtlich zu gewährleisten.

n der Gemeindevertretung am 23.06.2020 beratene als Satzung Entwurf
Bebauungsplan Nr. 11 beinhaltet die planungsrechtlich relevanten Inhalte übergeordneter

Planungen und die örtliche Planungssituation sowie die Ergebnisse aus de
Fachplanung (s. Anlage zu dieser Begründung) unter Berücksichtigung der

rchgeführten Planaufstellungsverfahren zum Bebauungspla
Stellungnahmen der Behörden und Planungsträgern nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die la
desplanerische Stellungnahme vom 18.03.2020 entsprechend der gemeindlichen

Satzungsbeschluss.

Die Begründung wurde entsprechend der gemeindliche Abwägung klarstellend ergänzt bzw.

- Satzung -

emeinde Padenstedt im November
2017 beschlossenen �Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale� (s. Quellenverzeichnis

für den Ortsbereich Padenstedt
zusammen mit der Bestandsbebauung an der Poststraße ge-

Diese Teilfläche könnte im Zuge der Veräußerung
lanes Nr. 10 erworben werden, da

Verkauf zur Verfügung standen und
ch Flächen in der 2. Baureihe, die

und optional als Wohnbauflächen zur Verfü-

ellt worden, wobei eine �gute Eig-

nes Nr. 11 werden schon heute
durch die Wohngebäude der vorderen Grundstücksflächen und deren Nutzungen baulich

ng des gesamten Bebauungsplanes
t auch von hieraus eine bauliche Prä-

chen baulich eingefasst sind. Dies
wicklungspotenziale� in der zeitlichen Ab-

des Beteiligungsverfahrens des Kreises Rendsburg-Eckernförde vorgetra-
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses als

das Ziel, durch die Aufstellung des Bebauungspla-
�Südliche Poststraße� neben der Bestandssicherung der im vorderen Bereich zur

e Bebauung in 2. Baureihe mit insgesamt 6 neuen
 und einem Ersatzgebäude auf

innerhalb eines Allgemeinen Wohngebietes auf bisher
genutzten Flächen planungsrechtlich

n den Darstellungen des geltenden
Flächennutzungsplanes und des festgestellten Landschaftsplanes, den landesplanerischen

aus der Fortschreibung des Landesentwicklungsplan (Entwurf - 2018), eine städ-
n und mit der Aufstellung des vor-

sten.

als Satzung Entwurf beschlosse-
beinhaltet die planungsrechtlich relevanten Inhalte übergeordneter

 Ergebnisse aus der begleitenden
) unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus

rchgeführten Planaufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 10 und die
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie die lan-

entsprechend der gemeindlichen Gesamt-

ägung klarstellend ergänzt bzw.
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Bestandssituation

Abb.3a Poststraße Nr. 5 am Rande der E
schließungsstraße zum B

Abb.3c �Poststraße� in Höhe Haus Nr. 7a nach
Norden

Abb.3e Zuwegung zu den rückwärtigen Grun
stücksflächen Poststraße 7b
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Bestandssituation �Poststraße�

Poststraße Nr. 5 am Rande der Er-
schließungsstraße zum B-Plan Nr. 10

Abb. 3b Poststraße Nr. 7, 7a
gruppe auf einem leichten Hügel

�Poststraße� in Höhe Haus Nr. 7a nach Abb. 3d �Poststraße� in Höhe Haus Nr. 11
ebenfalls nach Norden geblickt

Zuwegung zu den rückwärtigen Grund-
stücksflächen Poststraße 7b

Abb. 3f Blick aus der Zuwegung heraus in
Richtung Poststraße

- Satzung -

Poststraße�

Poststraße Nr. 7, 7a und 7b als Dreier-
gruppe auf einem leichten Hügel

�Poststraße� in Höhe Haus Nr. 11
ebenfalls nach Norden geblickt

Blick aus der Zuwegung heraus in
Richtung Poststraße
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Bestandssituation �Poststraße�

Blick von Osten aus dem B
Abb. 3g Grundstücksflächen im Bereich des geplanten Teilgeb

Abb.3i Bebauung beidseitig �Poststraße� in
Höhe Haus Nr. 11 nach Norden

Abb.3k vorhandener Knick im rückwärtigen
Bereich Haus Nr. 11, Teilgebiet TG 5.2
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Bestandssituation �Poststraße�

Blick von Osten aus dem B-Plan Nr. 10 heraus auf die rückwärtigen
Grundstücksflächen im Bereich des geplanten Teilgebiets �TG 3�

Bebauung beidseitig �Poststraße� in
Höhe Haus Nr. 11 nach Norden

Abb. 3j Ausbauzustand der �Poststraße� in
Höhe Haus Nr. 11

vorhandener Knick im rückwärtigen
Bereich Haus Nr. 11, Teilgebiet TG 5.2

Abb. 3l Die Erschließungsarbeiten
zenden B-Plan Nr. 10 haben begonnen

- Satzung -

Bestandssituation �Poststraße�

Plan Nr. 10 heraus auf die rückwärtigen
Grundstücksflächen im Bereich des geplanten Teilgebiets �TG 3� Abb. 3h

Ausbauzustand der �Poststraße� in
Höhe Haus Nr. 11

Die Erschließungsarbeiten im angren-
zenden B-Plan Nr. 10 haben begonnen
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Die Erschließungsarbeiten sind im vollen Gange
und bald abgeschlossen, die

Abb. 3m/o zum Hausbau sind ebenfalls weit fortgeschritten

2. Allgemeine Rechtsgrundlagen

Das Baugesetzbuch (BauGB), zuletzt ergänzt durch das
welt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an eu
gaben (am 01.06.2017 in Kraft getreten) und durch da
nie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung de
Stadt� (am 13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und
baurechts� vom 11.Juni 2013, verpflichtet die Gemeinde
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ord

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB �soll die städtebauliche En
der Innenentwicklung erfolgen�
tung verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener 

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wo
gerechte Bodennutzung gewährleisten.
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Die Erschließungsarbeiten sind im vollen Gange (Mai/Juni 2020)
und bald abgeschlossen, die vorbereitenden Maßnahmen

zum Hausbau sind ebenfalls weit fortgeschritten

Allgemeine Rechtsgrundlagen

Das Baugesetzbuch (BauGB), zuletzt ergänzt durch das �Gesetz zur Anpassung des U
Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vo

gaben (am 01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das �Gesetz zur Umsetzung der Richtl
nie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der
Stadt� (am 13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das �Gesetz zur Stärkung der
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städt
baurechts� vom 11.Juni 2013, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB �soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßna
der Innenentwicklung erfolgen�. Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als V
tung verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde.

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachha
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozia
gerechte Bodennutzung gewährleisten.

- Satzung -

(Mai/Juni 2020)
vorbereitenden Maßnahmen

zum Hausbau sind ebenfalls weit fortgeschritten Abb. 3n/p

Gesetz zur Anpassung des Um-
Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vor-

�Gesetz zur Umsetzung der Richtli-
s neuen Zusammenlebens in der

auch durch das �Gesetz zur Stärkung der
weiteren Fortentwicklung des Städte-

n, Bauleitpläne aufzustellen, sobald
nung erforderlich ist.

twicklung vorrangig durch Maßnahmen
. Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflich-

Verantwortung bei der Gemeinde.

vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
hl der Allgemeinheit dienende sozial-
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Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsve
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bild
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als 
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werd
Vorschriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) kommen auch 
nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht.

2.1 Planverfahren

Die gemeindlichen Gremien haben
des Vorhabencharakters (Nutzung von untergenutzten Fläch
Grundstücksteilflächen als Maßnahmen der Innenentwicklu
baulichen Prägung durch die vorha
großflächige Erschließung des angrenzenden Bebauungspla
zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
§ 13a BauGB (�Bebauungsplan für d
prüft:

o eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltvertr
LUVPG besteht nicht,

o Beeinträchtigungen von FFH
men,

o es wird eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m²

o die städtebaulich geordnete Entwicklung
Flächennutzungsplan einschließlich der entsprechenden Besta
angesehen werden.

Die Gemeindevertretung hat daher beschlossen, von der frü
hörden sowie der sonstigen Planungsträger nach § 4 Abs. 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB abzusehen.

Der Öffentlichkeit wurde im Rahmen der gemeindlichen Au
Abs. 3 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Äußerung zu den a
Planung und deren Auswirkungen.

Die Erstellung eines Umweltberichtes und die Durchführun
grund der eingehaltenen o. g. Voraussetzungen im Rahm
rens� nach § 13a BauGB nicht erforderlich.

2.2 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO �Beteiligung 
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planun
sen von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in ang
sen. Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren ent
Interessen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen
Instrumente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur
che übertragen lassen, sind insbesondere projektbezog
krete Vorhaben erstrecken, sinnvoll.
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Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche Übernahmen nach
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen
Vorschriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) kommen auch örtliche Bauvorschriften
nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht.

gemeindlichen Gremien haben aufgrund der innerörtlichen Lage des Plangebiets und
des Vorhabencharakters (Nutzung von untergenutzten Flächen in rückwärtig gelegenen
Grundstücksteilflächen als Maßnahmen der Innenentwicklung und Nachverdichtung
baulichen Prägung durch die vorhandene Bebauung, deren wohnbauliche Nutzung und die
großflächige Erschließung des angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 10 die Voraussetzungen
zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 nach dem �beschleunigten Verfahren�

�Bebauungsplan für die Innenentwicklung�) mit folgendem

eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG /
LUVPG besteht nicht,

Beeinträchtigungen von FFH- und / oder EU-Vogelschutzgebieten sind nicht anzune

eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m² festgesetzt werden und

die städtebaulich geordnete Entwicklung kann bereits grundsätzlich durch den geltenden
Flächennutzungsplan einschließlich der entsprechenden Bestandssituation als gesichert

rden.

Gemeindevertretung hat daher beschlossen, von der frühzeitigen Unterrichtung der B
hörden sowie der sonstigen Planungsträger nach § 4 Abs. 1 BauGB (�Scoping�) gemäß § 13
Abs. 2 Nr. 1 BauGB abzusehen.

Öffentlichkeit wurde im Rahmen der gemeindlichen Ausschusssitzungen gemäß § 13a
Abs. 3 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Äußerung zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der
Planung und deren Auswirkungen.

Die Erstellung eines Umweltberichtes und die Durchführung einer Umweltprüfung
grund der eingehaltenen o. g. Voraussetzungen im Rahmen des �beschleunigten

BauGB nicht erforderlich.

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO �Beteiligung von Kindern und Jugendlichen� in Kraft
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Intere
sen von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen mü
sen. Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die
Interessen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrakten)
Instrumente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendl
che übertragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf ko
krete Vorhaben erstrecken, sinnvoll.

- Satzung -

rbindlichen Festsetzungen für die
en die Grundlage für weitere zum

nachrichtliche Übernahmen nach
den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen

Vorschriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) kommen auch örtliche Bauvorschriften

örtlichen Lage des Plangebiets und
Nutzung von untergenutzten Flächen in rückwärtig gelegenen

als Maßnahmen der Innenentwicklung und Nachverdichtung) und der
ndene Bebauung, deren wohnbauliche Nutzung und die

nes Nr. 10 die Voraussetzungen
�beschleunigten Verfahren� gemäß

) mit folgendem Ergebnis ge-

äglichkeitsprüfung nach UVPG /

Vogelschutzgebieten sind nicht anzuneh-

eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m² festgesetzt werden und

bereits grundsätzlich durch den geltenden
Flächennutzungsplan einschließlich der entsprechenden Bestandssituation als gesichert

daher beschlossen, von der frühzeitigen Unterrichtung der Be-
1 BauGB (�Scoping�) gemäß § 13

im Rahmen der gemeindlichen Ausschusssitzungen gemäß § 13a
llgemeinen Zielen und Zwecken der

g einer Umweltprüfung ist auf-
en des �beschleunigten Verfah-

von Kindern und Jugendlichen� in Kraft
gen und Vorhaben, die die Interes-
emessener Weise beteiligen müs-

sen. Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die
. Da sich die (z. T. abstrakten)

 bedingt auf Kinder und Jugendli-
ene Beteiligungen, die sich auf kon-
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Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, K
einrichtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Be
chenden Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen
troffen sind und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben

Da die Gemeinden eine Offenlegungs
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschlu
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) 
zu stellen, dass diese bei der Durchführung von kinder
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte e

Diese Offenlegungs- und Dokumentationspflicht kann in vi

im Zuge der Unterrichtung

im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtv

in den entsprechenden Fachausschüssen,

bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder

allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüb

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist
che Innenentwicklungsmaßnahme durch Ausweisung von Wohnba
reihe, ist nach Auffassung der Gemeinde
gendlichen auf der Planungsebene der Bebauungsplanung ü
schritte nach dem BauGB nicht angezeigt,
rekt oder unmittelbar betroffen

Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise 
stärker in das Planvorhaben einzubinden, wird dies dur
veranlasst.

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzu
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Der räumliche Plangeltungsbereich
umfasst das Gebiet:
östlich der �Poststraße�,
nördlich der bebauten Grundstücksflächen Poststraße Nr. 
südlich und
westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Der räumliche Plangeltungsbereich zum Zeitpunkt des Entw
ses umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächenerm
2020 - Plan Nr. 2.0), die ggf. im Rahmen eines Teilungsentwurfs durch einen
tisiert werden wird, eine Fläche von insgesamt ca. 1,14 

ca. 11.060 m² Allgemeines Wohngebiet (WA)

ca. 370 m² Grünflächen, privat
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Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Spor
inrichtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entspr

chenden Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen b
troffen sind und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen.

n eine Offenlegungs- und Dokumentationspflicht haben, 
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschluss der Gemeindevertretungen
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher

ass diese bei der Durchführung von kinder- und jugendrelevanten Vorhaben die
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte ernsthaft prüfen.

Diese Offenlegungs- und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen:

im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerrinnen und Einwohner nach § 16a GO,

im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung

in den entsprechenden Fachausschüssen,

bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder

allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung.

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist durch die Planung eine wohnbaul
Innenentwicklungsmaßnahme durch Ausweisung von Wohnbaugrundstücken in 2. Ba

nach Auffassung der Gemeinde Padenstedt eine Beteiligung von Kindern und J
r Planungsebene der Bebauungsplanung über das Maß der B

ritte nach dem BauGB nicht angezeigt, da Belange dieser Bevölkerungsgruppe nicht d
rekt oder unmittelbar betroffen sind.

Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe
stärker in das Planvorhaben einzubinden, wird dies durch die Amtsverwaltung entsprechend

Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

räumliche Plangeltungsbereich (vgl. nachfolgende Abb. 4) des Bebauungsplanes Nr.
umfasst das Gebiet:

der �Poststraße�,
der bebauten Grundstücksflächen Poststraße Nr. 13,

des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 10

Der räumliche Plangeltungsbereich zum Zeitpunkt des Entwurfs- und Auslegungsbeschlu
ses umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächenermittlung (Planungsstand vom 05.0

, die ggf. im Rahmen eines Teilungsentwurfs durch einen ÖbVI noch konkr
tisiert werden wird, eine Fläche von insgesamt ca. 1,14 ha, davon:

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Grünflächen, privat - �Knick mit Saumstreifen�

- Satzung -

 die Änderung von Einrichtungen für
indertagesstätten, Bolzplätze, Sport-

eiligung hat auch bei entspre-
 von Kindern und Jugendlichen be-

 beziehen.

und Dokumentationspflicht haben, sollen die Beteili-
ss der Gemeindevertretungen

(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher
und jugendrelevanten Vorhaben die
rnsthaft prüfen.

und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen:

der Einwohnerrinnen und Einwohner nach § 16a GO,

im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung

ichen Bekanntmachung.

 durch die Planung eine wohnbauli-
Innenentwicklungsmaßnahme durch Ausweisung von Wohnbaugrundstücken in 2. Bau-

eine Beteiligung von Kindern und Ju-
Planungsebene der Bebauungsplanung über das Maß der Beteiligungs-

da Belange dieser Bevölkerungsgruppe nicht di-

Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe
orhaben einzubinden, wird dies durch die Amtsverwaltung entsprechend

) des Bebauungsplanes Nr. 11

der bebauten Grundstücksflächen Poststraße Nr. 13,

Nr. 10

urfs- und Auslegungsbeschlus-
ittlung (Planungsstand vom 05.06.

, die ggf. im Rahmen eines Teilungsentwurfs durch einen ÖbVI noch konkre-
ha, davon:

�Knick mit Saumstreifen�
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4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvor

Die gemeindlichen Gremien bau
chennutzungs- und Landschaftsplanung
Nutzungssituation für den vorgenannten Planbereich
leitplanung die besondere Art und
gebiet.

(Quelle: Torresin & Partner, Januar 2020
mit Eintragungen von BIS · Scharlibbe)
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Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben

en Gremien bauen auf den Inhalten und Zielsetzungen
und Landschaftsplanung und der örtlich vorgefundenen

situation für den vorgenannten Planbereich auf und konkretisier
die besondere Art und das Maß der baulichen Nutzung, bezog

Plangeltungsbereich
des Bebauungsplanes Nr. 1

(Aufstellungs
GV vomTorresin & Partner, Januar 2020

mit Eintragungen von BIS · Scharlibbe)

- Satzung -

ben

den Inhalten und Zielsetzungen der geltenden Flä-
der örtlich vorgefundenen Bebauungs- und

und konkretisieren mit dieser Bau-
Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plan-

Abb. 4
Abgrenzung des

Plangeltungsbereiches
des Bebauungsplanes Nr. 11

(Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss
GV vom 05.03.2020 - Plan Nr. 1.0)
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4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen
Plangebiet vollumfänglich eingehalten werden

Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in d
planung der Gemeinde Padenstedt
und im festgestellten Landschaftsplan der Gemeinde (vgl
baulicher Bestand dargestellt.

Abb. 5a Ausschnitt aus dem Landschaftsplan
Padenstedt mit Umgrenzung des hier
zur Rede stehenden Plangebiets

4.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus 
liegen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der R
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungspl
13. Juli 2010 (LEP 2010, Amtsbl
lungsplans Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Minister
Räume und Integration des Landes Schleswig
- Amtsbl. Schl.-H. S. 1181 mit Entwurf 2
plan für den Planungsraum III �alt� (Reg.
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Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 kann das �Entwicklungsgebot� nach § 8 Abs. 2
BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwickeln sind,
Plangebiet vollumfänglich eingehalten werden.

ie Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennutzung
Gemeinde Padenstedt (vgl. nachfolgende Abb. 5b) als Wohnbauflächen (W)

und im festgestellten Landschaftsplan der Gemeinde (vgl. nachfolgende Abb. 5a
dargestellt.

Ausschnitt aus dem Landschaftsplan
Padenstedt mit Umgrenzung des hier
zur Rede stehenden Plangebiets

Abb. 5b Ausschnitt aus der rechtskräftigen Fl
chennutzungsplan der Gemeinde P
denstedt, das Plangebiet betre

Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB)

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine �Anpassungspflicht�
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unte

der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 vom
13. Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719), der Fortschreibung des Landesentwic
lungsplans Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche
Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein vom 27.11.2018 -

H. S. 1181 mit Entwurf 2018, vgl. nachfolgende Abb. 6) sowie dem Regiona
plan für den Planungsraum III �alt� (Reg.-Plan III).

- Satzung -

kann das �Entwicklungsgebot� nach § 8 Abs. 2
BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwickeln sind, das

r geltenden Flächennutzungs-
5b) als Wohnbauflächen (W)

. nachfolgende Abb. 5a) als wohn-

Ausschnitt aus der rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Pa-
denstedt, das Plangebiet betreffend

 BauGB)

�Anpassungspflicht� an die Ziele
Sicht der Landesplanung unter-

der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

aumordnung ergeben sich aus dem
an Schleswig-Holstein 2010 vom

, der Fortschreibung des Landesentwick-
Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche

Holstein vom 27.11.2018 - IV 60 - Az. 502.01
, vgl. nachfolgende Abb. 6) sowie dem Regional-
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Abb.

Die Gemeinde Padenstedt als ländliche Gemeinde ohne zent
Umlandbereich des Oberzentrums Neumünster
chen Fläche von folgenden Aspekten der Landesplanung aus
nachrichtigung nach § 11 Abs. 2 LaplaG und im Zuge der Be
BauGB noch abschließend konkretisiert werden

Aufgrund des landesplanerisch eingeschränkten Entwicklungs
Padenstedt und dem grundsätzlichen gemeindlichen Planung
chen Gemeinde möglichst lange zu erhalten und in der he
entwickeln, wird von der Gemeindevertretung insgesamt 
wicklung gewünscht und angestrebt.

Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hi
Bedarf an geeigneten Bauflächen

im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinde
Entwurf 2018 zu den Grundzügen

Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue 
und Umfang der wohnbaulichen Entwicklung hängen vom B
Voraussetzungen ab.
(Ziffer 3.6.1, 1 G Fortschreibung

- Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hä
Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab
Wohnungsbestände weiterzuentwickeln.

- Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschli
gekosten für die soziale und technische Infrastruktur ber

(Quelle: Landesportal 2020)
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Abb. 6: Fortschreibung LEP - Entwurf 2018

Padenstedt als ländliche Gemeinde ohne zentralörtliche E
Umlandbereich des Oberzentrums Neumünster kann bei der Überplanung dieser

Fläche von folgenden Aspekten der Landesplanung ausgehen, die im Rahmen der
nach § 11 Abs. 2 LaplaG und im Zuge der Beteiligungsver

BauGB noch abschließend konkretisiert werden können.

Aufgrund des landesplanerisch eingeschränkten Entwicklungsspielraumes der Gemeinde
und dem grundsätzlichen gemeindlichen Planungsziel, den Charakter

möglichst lange zu erhalten und in der heutigen Architektursprache fortz
entwickeln, wird von der Gemeindevertretung insgesamt eine angemessene
wicklung gewünscht und angestrebt.

Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hierbei insbesondere dem örtlichen
Bedarf an geeigneten Bauflächen, insbesondere auch für die jüngere Generation im Ort.

im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinden führt die Fortschreibung LEP
Entwurf 2018 zu den Grundzügen (G) und Zielen (Z) der Raumordnung Folgende

Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden
und Umfang der wohnbaulichen Entwicklung hängen vom Bedarf und von den örtlichen
Voraussetzungen ab.

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den
Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab sowie den Möglichkeiten, vorhandene
Wohnungsbestände weiterzuentwickeln.

Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschließungskosten sowie Fo
gekosten für die soziale und technische Infrastruktur berücksichtigt werden.

- Satzung -

Entwurf 2018

als ländliche Gemeinde ohne zentralörtliche Einstufung im Stadt-
kann bei der Überplanung dieser innerörtli-

Fläche von folgenden Aspekten der Landesplanung ausgehen, die im Rahmen der Be-
Abs. 2 LaplaG und im Zuge der Beteiligungsverfahren nach dem

Aufgrund des landesplanerisch eingeschränkten Entwicklungsspielraumes der Gemeinde
sziel, den Charakter der ländli-

möglichst lange zu erhalten und in der heutigen Architektursprache fortzu-
eine angemessene bauliche Ent-

ntwicklung in der Gemeinde dient hierbei insbesondere dem örtlichen
für die jüngere Generation im Ort.

führt die Fortschreibung LEP -
der Raumordnung Folgendes aus:

Wohnungen gebaut werden. Art
edarf und von den örtlichen

Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den
sowie den Möglichkeiten, vorhandene

Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschließungskosten sowie Fol-
ücksichtigt werden.
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- Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau
zeitlich angemessen verteilt erfolgen

- Grundsätzlich sollen flächensparende Siedlungs
det werden.

Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte
decken den örtlichen Bedarf
(Ziffer 3.6.1, 3 Z Fortschreibung LEP

In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in d
können im Zeitraum 2018 bis 2030 [bzw. im Planungszei
ren Wohnungsbestand am 31.12.2017 [bzw. den aktuell v
bei Inkrafttreten des Plans] neue Wohnungen im Umfang 
(Ziffer 3.6.1, 3 Z Fortschreibung LEP

Eine geringfügige Überschreitung des
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Fläch
licher und ortsplanerischer Bedeutung handelt.
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP

Die Innenentwicklung hat V
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP

- Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen
ge zu bauen.

- Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen au
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpote
Hierzu zählen alle Baugrundstücke

- im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 3
ben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind

- in Bereichen gemäß § 34 BauGB

- Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachfl
Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten

- Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind da
flächen in städtebaulich integrierten Lagen zu überpr

Die Landesplanungsbehörde weist in ihrer Stellungnahme
rauf hin, dass die Gemeinde Padenstedt sich im ländliche
punkt für den Wohnungsbau ist.
Sie liegt im Stadt- und Umlandbereich des Oberzentrums 
Abs. 3 LEP Fortschreibung können Gemeinden, die keine Sch
bau sind, im Zeitraum 2018 -
auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2017 bauen.
31.12.2017 einen Wohnungsbestand von 648 Wohneinheit
fertigstellungen. Der maximal wohnbauliche Entwicklun
Wohneinheiten. Durch den B-Plan Nr.

Auch die 7 (6 und eine Ersatzmaßnahme
fügen sich daher (noch) in den wohnbaulichen Entwicklungsr
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Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen
zeitlich angemessen verteilt erfolgen

Grundsätzlich sollen flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewe

Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind,
decken den örtlichen Bedarf

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018).

In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in den ländlichen Räumen liegen,
können im Zeitraum 2018 bis 2030 [bzw. im Planungszeitraum des LEPs] bezogen auf i
ren Wohnungsbestand am 31.12.2017 [bzw. den aktuell verfügbaren Wohnungsbestand
bei Inkrafttreten des Plans] neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % gebaut werden.

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Eine geringfügige Überschreitung des wohnbaulichen Entwicklungsrahmens ist möglich,
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Flächen von zentraler städteba
licher und ortsplanerischer Bedeutung handelt.

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung.
Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen im Siedlungsgef
ge zu bauen.

Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist v
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können.
Hierzu zählen alle Baugrundstücke

im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 und in denen Vorh
ben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind

in Bereichen gemäß § 34 BauGB

Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leer stehenden
Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten

Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind darüber hinaus Reserv
flächen in städtebaulich integrierten Lagen zu überprüfen.

Die Landesplanungsbehörde weist in ihrer Stellungnahme vom 16.03.2020 noch einmal d
ie Gemeinde Padenstedt sich im ländlichen Raum befindet

punkt für den Wohnungsbau ist.
iegt im Stadt- und Umlandbereich des Oberzentrums Neumünster. Nach Ziffer 3.6.1

Fortschreibung können Gemeinden, die keine Schwerpunkte für den Wohnung
bau sind, im Zeitraum 2018 - 2030 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % bezogen

Wohnungsbestand am 31.12.2017 bauen. Die Gemeinde Pad
31.12.2017 einen Wohnungsbestand von 648 Wohneinheiten und im Jahr
fertigstellungen. Der maximal wohnbauliche Entwicklungsrahmen bis 2030 beträgt somit 65
Wohneinheiten. Durch den B-Plan Nr. 10 sollen 38 Wohneinheiten umgesetzt werden.

6 und eine Ersatzmaßnahme) weiteren Wohneinheiten durch den B
noch) in den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen ein.

- Satzung -

Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen

und Erschließungsformen angewen-

 für den Wohnungsbau sind,

en ländlichen Räumen liegen,
traum des LEPs] bezogen auf ih-

erfügbaren Wohnungsbestand
von bis zu 10 % gebaut werden.

wohnbaulichen Entwicklungsrahmens ist möglich,
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Flächen von zentraler städtebau-

orrang vor der Außenentwicklung.

Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen im Siedlungsgefü-

Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können.

im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 und in denen Vorha-

Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leer stehenden
Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten

Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind darüber hinaus Reserve-
tädtebaulich integrierten Lagen zu überprüfen.

 vom 16.03.2020 noch einmal da-
ie Gemeinde Padenstedt sich im ländlichen Raum befindet und kein Schwer-

und Umlandbereich des Oberzentrums Neumünster. Nach Ziffer 3.6.1
können Gemeinden, die keine Schwerpunkte für den Wohnungs-

2030 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % bezogen
Die Gemeinde Padenstedt hatte am

en und im Jahr 2018 keine Bau-
gsrahmen bis 2030 beträgt somit 65

10 sollen 38 Wohneinheiten umgesetzt werden.

Wohneinheiten durch den B-Plan Nr. 11
in den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen ein.
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Nach Auffassung und Erörterung
des städtebaulichen Konzepte
(vgl. auch nebenstehende Abb. 6
in den gemeindlichen Gremien
len innerhalb des Plangebiets
ben der Sicherung der bauliche
Bestandssituation an der Poststr
ße 5 bis 11 (fortl. ungerade Nu
mern) 6 neue Wohnbaugrundst
cke in der 2. Baureihe und ein E
satzwohnungsbau an der Poststr
ße Nr. 5 geschaffen werden.

Die Gemeindevertretung ist unter
Würdigung der ermittelten und
gelegten Entwicklungspotentiale,
wie zuvor ausgeführt, zu dem E
gebnis gelangt, dass die Sicherung
der städtebaulich geordneten En
wicklung und der Absicherung
Baurechten in der 2. Reihe zw
schen der �Poststraße� und dem
Bebauungsplan Nr. 10 in diesem
Planungsfall, aufgrund der Grun
stücksgrößen, ein geeignetes I
strument, um für den örtlichen B
darf kurzfristig Baugrundstücke zu
aktivieren und gleichzeitig weitere
Wohnbaugrundstücke für eine spätere
stückseigentümer vorzuhalten.

5. Städtebauliche Zielsetzungen (§ 1 Abs. 3 BauGB)

In Vorbereitung des Beschlusses zur Aufstellung des Bebau
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der u
wie insbesondere unter Berücksichtig
zept entwickelt, deren Zielsetzungen sich wie folgt char

Nutzung der vorhandenen Gemeindestraße �
schen Infrastruktureinrichtungen
(Ziffer 3.6.1, 1 G Fortschreibung LEP

Erhalt und Weiterentwicklung des ländlich geprägten Or
durch Ausweisung der innerorts gelegenen
biet in Fortführung des Wohngebiets a
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP

Ausweisung von Bauflächen in den rückwärtigen Grundstü
dieser mittels privater Wohnwege bzw. so genannter Pfei
fentliche Straßenverkehrsfläche der �Poststraße�
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Nach Auffassung und Erörterung
städtebaulichen Konzeptes

(vgl. auch nebenstehende Abb. 6)
gemeindlichen Gremien sol-

innerhalb des Plangebiets ne-
rung der bauliche

Bestandssituation an der Poststra-
ungerade Num-

mern) 6 neue Wohnbaugrundstü-
der 2. Baureihe und ein Er-

satzwohnungsbau an der Poststra-
ße Nr. 5 geschaffen werden.

Die Gemeindevertretung ist unter
ermittelten und dar-

gelegten Entwicklungspotentiale,
ausgeführt, zu dem Er-

gebnis gelangt, dass die Sicherung
der städtebaulich geordneten Ent-
wicklung und der Absicherung von
Baurechten in der 2. Reihe zwi-

en der �Poststraße� und dem
Bebauungsplan Nr. 10 in diesem
Planungsfall, aufgrund der Grund-

n, ein geeignetes In-
strument, um für den örtlichen Be-
darf kurzfristig Baugrundstücke zu
aktivieren und gleichzeitig weitere
Wohnbaugrundstücke für eine spätere, grundstücksbezogene Realisierung

vorzuhalten.

Städtebauliche Zielsetzungen (§ 1 Abs. 3 BauGB)

des Beschlusses zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der umgebenden Bestandssituation
wie insbesondere unter Berücksichtigung ortsstruktureller Anforderungen
zept entwickelt, deren Zielsetzungen sich wie folgt charakterisieren lassen:

Nutzung der vorhandenen Gemeindestraße �Poststraße� und der vorhandenen techn
en Infrastruktureinrichtungen

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Erhalt und Weiterentwicklung des ländlich geprägten Orts- und Siedlungscharakters
durch Ausweisung der innerorts gelegenen Plangebietsflächen als Allgemeines Wohng
biet in Fortführung des Wohngebiets an der �Poststraße / Kleinredder

Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Ausweisung von Bauflächen in den rückwärtigen Grundstücksbereichen und Anbindung
dieser mittels privater Wohnwege bzw. so genannter Pfeifenstielgrundstücke an die ö

liche Straßenverkehrsfläche der �Poststraße� (vgl. auch nachstehende

(Quelle: BIS · Scharlibbe, Januar 2020

- Satzung -

Realisierung durch die Grund-

des Beschlusses zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 wurde unter
mgebenden Bestandssituation so-
Anforderungen ein Planungskon-

akterisieren lassen:

nd der vorhandenen techni-

Erhalt und Weiterentwicklung des ländlich geprägten Orts- und Siedlungscharakters
Plangebietsflächen als Allgemeines Wohnge-

e / Kleinredder� (B-Plan Nr. 10)

Ausweisung von Bauflächen in den rückwärtigen Grundstücksbereichen und Anbindung
dieser mittels privater Wohnwege bzw. so genannter Pfeifenstielgrundstücke an die öf-

(vgl. auch nachstehende Abb. 7)

Abb. 6Scharlibbe, Januar 2020
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Die Realisierung der möglichen rückwärtig gelegenen 
nerseits kurz- und mittelfristig
5) bzw. aufgrund einer Pfeifenstielerschließung (vgl.
angelegten zukünftigen Wohnbaugrundstücken) und and
die vorhandene Bebauung eine Erschließung der rückwär
zulässt.

Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinbl
bauungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorg

- max. Grundfläche im Sinne einer
von rund 0,4

- Sicherung und Weiterentwicklung
größen, die ich aufgrund der unterschiedlichen Grundstüc
che Flächengrößen aufweisen

- absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal 
Berücksichtigung der Geländesituation
straße und es östlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 

- zum unteren Höhenbezugspunkt für alle überbaubaren Fläch
zug auf die vorhandene Geländeoberkante

Einfügung aller baulichen Anlagen in das Ortsbild

Bereitstellung und Sicherung (Ablöse) von Ersatzmaßnah
von Knickabschnitten innerhalb des Plangebietes
Knick-Ökokonto mit der erforderlich werdenden

Bereicherung und Aufwertung des geplanten
strukturen unter grüngestalterischen Gesichtspunkten

Minimierung des Versiegelungsgrades auf das unbedingt
nender Umgang mit dem Schutzgut Boden (Bodenschutzklau

Minimierung der Eingriffe in das Orts
soluten Höhe baulicher Anlagen in Abhängigkeit zur vor
lage der vorhandenen Geländesituation

Diese vornehmlich ortstrukturellen bzw. grünordnerischen 
konzept werden mit dem beschlossenen Entwurf zum Bebauu
lich umgesetzt.

Die Planung verbindet nach
bietsstrukturellen Anforderungen mit den grünordnerisch
Erfordernissen in Abhängigkeit zur örtlichen Ausgangssit
Gesamtkonzeptes, das den jeweiligen Fachplanungen auch
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Die Realisierung der möglichen rückwärtig gelegenen Einfamilienhausgrundstücke ist e
und mittelfristig durch Freilegung bereits bebauter Grundstücke (Haus Nr.

5) bzw. aufgrund einer Pfeifenstielerschließung (vgl. nachstehende Abb. 7
angelegten zukünftigen Wohnbaugrundstücken) und andererseits optional möglich, wenn
die vorhandene Bebauung eine Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteilflächen

Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinblick auf die mögliche B
bauungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zur

Grundfläche im Sinne einer Gesamt - GRZ (also Haupt- und all
4

und Weiterentwicklung der Ortsstruktur durch angemessene
, die ich aufgrund der unterschiedlichen Grundstücksbreite auch unterschiedl

che Flächengrößen aufweisen

absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Firsthöhen
Berücksichtigung der Geländesituation sowie der Bestandssituation entlang der Pos
straße und es östlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 10

unteren Höhenbezugspunkt für alle überbaubaren Flächen / Grundstücke mit B
vorhandene Geländeoberkante

Einfügung aller baulichen Anlagen in das Ortsbild

Bereitstellung und Sicherung (Ablöse) von Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen
von Knickabschnitten innerhalb des Plangebietes durch Ablösung aus einem externen

Ökokonto mit der erforderlich werdenden Knicklänge (gemäß Bilanzierung)

Bereicherung und Aufwertung des geplanten Wohngebietes durch neue Vegetation
strukturen unter grüngestalterischen Gesichtspunkten

Minimierung des Versiegelungsgrades auf das unbedingt erforderliche Maß und sch
nender Umgang mit dem Schutzgut Boden (Bodenschutzklausel)

Minimierung der Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild durch Festsetzungen zur a
soluten Höhe baulicher Anlagen in Abhängigkeit zur vorhandenen und geplanten Höhe

vorhandenen Geländesituation

Diese vornehmlich ortstrukturellen bzw. grünordnerischen Anforderungen an das Planung
konzept werden mit dem beschlossenen Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 11 planungsrech

Die Planung verbindet nach Auffassung der Gemeinde Padenstedt grundsätzlich die g
bietsstrukturellen Anforderungen mit den grünordnerischen und erschließungstechnischen
Erfordernissen in Abhängigkeit zur örtlichen Ausgangssituation innerhalb eines optimierten
Gesamtkonzeptes, das den jeweiligen Fachplanungen auch getrennt gerecht werden sollte.

- Satzung -

Einfamilienhausgrundstücke ist ei-
durch Freilegung bereits bebauter Grundstücke (Haus Nr.

 nachstehende Abb. 7 mit den farbig
ererseits optional möglich, wenn

die vorhandene Bebauung eine Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteilflächen

Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinblick auf die mögliche Be-
bauungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zur

(also Haupt- und alle Nebenanalgen)

angemessene Grundstücks-
, die ich aufgrund der unterschiedlichen Grundstücksbreite auch unterschiedli-

absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Firsthöhen unter
sowie der Bestandssituation entlang der Post-

straße und es östlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 10

Höhenbezugspunkt für alle überbaubaren Flächen / Grundstücke mit Be-

Bereitstellung und Sicherung (Ablöse) von Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen
Ablösung aus einem externen

(gemäß Bilanzierung)

gebietes durch neue Vegetations-

Minimierung des Versiegelungsgrades auf das unbedingt erforderliche Maß und scho-
nender Umgang mit dem Schutzgut Boden (Bodenschutzklausel)

und Landschaftsbild durch Festsetzungen zur ab-
handenen und geplanten Höhen-

Anforderungen an das Planungs-
ngsplan Nr. 11 planungsrecht-

Auffassung der Gemeinde Padenstedt grundsätzlich die ge-
en und erschließungstechnischen
uation innerhalb eines optimierten

n jeweiligen Fachplanungen auch getrennt gerecht werden sollte.
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(Quelle: BIS · Scharlibbe, Januar 2020

- Satzung -

(Quelle: BIS · Scharlibbe, Januar 2020)

Abb. 7
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6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flä
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauG

Art der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen werden
wirksamen Flächennutzungsplanung (W) auf der Planungseb
lanung nach der besonderen Art ihrer Nutzung als
(vgl. auch nachfolgende Abb. 8

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsst
geordneten städtebaulichen Entwicklung des Plangebiet
Neugestaltung des Ortsbildes werden für das Allgemeine
allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzung textlich 

Danach sind innerhalb des Plangebiets
sportliche Zwecke sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenb
sprechend den textlichen Festsetzungen unzulässig.

In Verbindung mit einer �Baukörper
höchstzulässigen Grundfläche
städtebaulich und ortsplanerisch angestrebte
sprechend des städtebaulichen Konzept
sene bauliche Maßstäblichkeit
nen Bebauung im Bereich der rechtsseitigen
chen Bebauungsplanes Nr. 10

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen,
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist
wahrung gegeben. Es werden seitens der Gemeinde nur di
allgemein und auch ausnahmsweise nicht ortsverträglich sin
(aufgrund seines heutigen Flächenbedarfs maßstabssprengend
nicht anzunehmen), eine Tankstelle (
abgesetzten Lage zur B 430 bzw. zu den Stadtteilen der
und Speisewirtschaften (die es i
gibt und ein weiterer Bedarf unter wirtschaftlichen Ge

Maß der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch eine teilgebi
höchstzulässigen Grundfläche (GR max.) in Abhängigkeit z
Grundstücksfläche als �Baukörper
Höhe baulicher Anlagen als Firsthöhe in Verbindung mit
qualifiziert bestimmt.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden
schränkt, mit dem für die unbebauten Flächen eine angem
sierung der Bauvorhaben erreicht werden kann.
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Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
BauGB)

Die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen werden entsprechend den Darstellungen der
wirksamen Flächennutzungsplanung (W) auf der Planungsebene der verbindlichen Bauleit

nach der besonderen Art ihrer Nutzung als Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt
(vgl. auch nachfolgende Abb. 8).

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer
geordneten städtebaulichen Entwicklung des Plangebiets insgesamt sowie zum Erhalt und

ung des Ortsbildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der
allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzung textlich festgesetzt.

Danach sind innerhalb des Plangebiets Schank- und Speisewirtschaften und Anlagen für
sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und

sprechend den textlichen Festsetzungen unzulässig.

In Verbindung mit einer �Baukörper-Festsetzung� und einer angemessenen
höchstzulässigen Grundfläche (GR max.) in Abhängigkeit zur Grundstücksgröße
städtebaulich und ortsplanerisch angestrebte ortstypische Kleinteiligkeit der Nutzungsart en

städtebaulichen Konzeptes (s. Abb. 7) und eine den Örtlichkeiten angeme
sene bauliche Maßstäblichkeit der geplanten Bebauung als Fortentwicklung der vorhand
nen Bebauung im Bereich der rechtsseitigen �Poststraße� und des in Realisierung befindl
chen Bebauungsplanes Nr. 10 gesichert.

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend d
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebiet
wahrung gegeben. Es werden seitens der Gemeinde nur die Nutzungen ausgeschlossen, die
allgemein und auch ausnahmsweise nicht ortsverträglich sind, wie z. B.
(aufgrund seines heutigen Flächenbedarfs maßstabssprengend und der Bestandssituation
nicht anzunehmen), eine Tankstelle (wäre im Ort nicht konkurrenzfähig, auch aufgrund der
abgesetzten Lage zur B 430 bzw. zu den Stadtteilen der Stadt Neumünster
und Speisewirtschaften (die es in der Gemeinde im Bereich des Sportplatzes schon lange
gibt und ein weiterer Bedarf unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht anzunehmen ist).

Maß der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch eine teilgebietsbezogene Festsetzung der
höchstzulässigen Grundfläche (GR max.) in Abhängigkeit zur Festsetzung der überbaubaren
Grundstücksfläche als �Baukörper-Festsetzung� und durch die Festsetzung der absoluten
Höhe baulicher Anlagen als Firsthöhe in Verbindung mit der Anzahl der Vollgeschosse im
qualifiziert bestimmt.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden auf das notwendige Maß b
ränkt, mit dem für die unbebauten Flächen eine angemessene Flexibilität bei der Real

sierung der Bauvorhaben erreicht werden kann.

- Satzung -

entsprechend den Darstellungen der
ene der verbindlichen Bauleitp-

Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt

ruktur und zur Sicherung einer
s insgesamt sowie zum Erhalt und

ung des Ortsbildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der
festgesetzt.

und Speisewirtschaften und Anlagen für
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ent-

und einer angemessenen und gestaffelten
in Abhängigkeit zur Grundstücksgröße wird die

Kleinteiligkeit der Nutzungsart ent-
und eine den Örtlichkeiten angemes-

der geplanten Bebauung als Fortentwicklung der vorhande-
und des in Realisierung befindli-

 die entsprechend den zukünftigen
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebiets-

e Nutzungen ausgeschlossen, die
d, wie z. B. Gartenbaubetrieb

(aufgrund seines heutigen Flächenbedarfs maßstabssprengend und der Bestandssituation
cht konkurrenzfähig, auch aufgrund der

430 bzw. zu den Stadtteilen der Stadt Neumünster) oder Schank-
im Bereich des Sportplatzes schon lange

sichtspunkten nicht anzunehmen ist).

etsbezogene Festsetzung der
ur Festsetzung der überbaubaren

Festsetzung� und durch die Festsetzung der absoluten
 der Anzahl der Vollgeschosse im

 auf das notwendige Maß be-
ssene Flexibilität bei der Reali-
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Ausschnitt aus der Planzeichnung de
(Stand vom 05.06.2020 - Plan Nr.

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Abb. 8
Ausschnitt aus der Planzeichnung der Satzung zum Bebauungsplan Nr.

05.06.2020 - Plan Nr. 2.0) auf Grundlage eines aktuellen Lage- und Höhenplanes
und als amtliche Planunterlage

(Quelle: BIS

- Satzung -

zum Bebauungsplan Nr. 11
) auf Grundlage eines aktuellen Lage- und Höhenplanes

(Quelle: BIS · Scharlibbe, Juni 2020)
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In Abhängigkeit zu den überbaubaren Flächen und zur H
dung mit der Festsetzung der zulässigen Anzahl von Vol
weise soll nach Auffassung der Gemeinde
Bauweise vermieden und somit das städtebauliche Konzept l
können.

Von der Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ) wird 
Rahmen ihrer Abwägung keinen Gebrauch gemachen. Die Ge
unter den heutigen und auch zukünftigen Anforderunge
schoss (mit der Begrenzung der Gebäudehöhe) nach den gese
LBO�16 ausbauen zu dürfen.

Weitergehende Erfordernisse, diese Baufreiheit durch Fe
schränken, sieht die Gemeinde
zungseinschränkung des Dachgeschossausbaus durch eine
baulichen Wirkungen erreicht werden. Das Erscheinungsbild
würden sich in der Kubatur dadurch nicht nachhaltig verä

Überbaubare Flächen:
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt als �Ba
stücksbezogen unter Berücksichtigung der örtlichen Gegeb
diese Festsetzung die Umsetzung und Sicherstellung des Pla
werden.

In den Entwurf zum Bebauungsplan Nr.
men worden, wonach

o die zur öffentlichen Verkehrsfläche liegenden Baugrenze
ordnete Bauteile, wie Vordach, Wetterschutz, Windfang,
1,0 m und einer Breite von 5,0 m

und

o im Teilgebiet TG 2 bei Erwerb der potentiellen Beba
Grundstück für eine Bebauung in der dann zur Verfüg
ausnahmsweise zulässig
der schräg nebeneinander liegenden überbaubaren Fläche
Ausnahme zulässig, wobei das festgesetzte Maß der baulich
bleibt.

Diese Ausnahmen sichern bei der Neubebauung eine hinreiche
onierung der Gebäude bzw. bei der Freiraumgestaltung.
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In Abhängigkeit zu den überbaubaren Flächen und zur Höhe baulicher Anlagen in Verbi
dung mit der Festsetzung der zulässigen Anzahl von Vollgeschossen und der offenen Ba
weise soll nach Auffassung der Gemeinde Padenstedt eine unangemessen verdichtete
Bauweise vermieden und somit das städtebauliche Konzept langfristig umgesetzt

Von der Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ) wird die Gemeinde
Rahmen ihrer Abwägung keinen Gebrauch gemachen. Die Gemeinde Padenstedt
unter den heutigen und auch zukünftigen Anforderungen für angemessen an, das Dachg

oss (mit der Begrenzung der Gebäudehöhe) nach den gesetzlichen Regelungen d
LBO�16 ausbauen zu dürfen.

Weitergehende Erfordernisse, diese Baufreiheit durch Festsetzung einer GFZ weiter einz
ränken, sieht die Gemeinde Padenstedt nicht als gegeben an, da zudem mit der Nu

zungseinschränkung des Dachgeschossausbaus durch eine niedrigere GFZ keine städt
lichen Wirkungen erreicht werden. Das Erscheinungsbild und die städtebauliche Ordnung

würden sich in der Kubatur dadurch nicht nachhaltig verändern.

Überbaubare Flächen:
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt als �Baukörper-Festsetzung�
stücksbezogen unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten. Somit soll auch durch
diese Festsetzung die Umsetzung und Sicherstellung des Planungskonzeptes sichergestellt

zum Bebauungsplan Nr. 11 sind zwei Ausnahmen dahingehend au
men worden, wonach

zur öffentlichen Verkehrsfläche liegenden Baugrenzen ausnahmsweise für unterg
ordnete Bauteile, wie Vordach, Wetterschutz, Windfang, Erker, usw. in einer Tiefe
1,0 m und einer Breite von 5,0 m überschritten werden dürfen

m Teilgebiet TG 2 bei Erwerb der potentiellen Bebauungsmöglichkeiten (4) und (6) ein
Grundstück für eine Bebauung in der dann zur Verfügung stehenden Grundstücksmitte
ausnahmsweise zulässig ist. Hierfür ist eine Überschreitung der seitlichen Baugrenzen
der schräg nebeneinander liegenden überbaubaren Flächen des Teilgebietes TG 2 als
Ausnahme zulässig, wobei das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung unverändert

sichern bei der Neubebauung eine hinreichende Flexibili
onierung der Gebäude bzw. bei der Freiraumgestaltung.

- Satzung -

öhe baulicher Anlagen in Verbin-
lgeschossen und der offenen Bau-

eine unangemessen verdichtete
und somit das städtebauliche Konzept langfristig umgesetzt werden

Von der Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ) wird die Gemeinde Padenstedt im
Rahmen ihrer Abwägung keinen Gebrauch gemachen. Die Gemeinde Padenstedt sieht es

n für angemessen an, das Dachge-
oss (mit der Begrenzung der Gebäudehöhe) nach den gesetzlichen Regelungen der

stsetzung einer GFZ weiter einzu-
nicht als gegeben an, da zudem mit der Nut-

niedrigere GFZ keine städte-
lichen Wirkungen erreicht werden. Das Erscheinungsbild und die städtebauliche Ordnung

ndern.

überbaubaren Flächen erfolgt als �Baukörper-Festsetzung� grund-
enheiten. Somit soll auch durch

nungskonzeptes sichergestellt

Ausnahmen dahingehend aufgenom-

zur öffentlichen Verkehrsfläche liegenden Baugrenzen ausnahmsweise für unterge-
 Erker, usw. in einer Tiefe von

überschritten werden dürfen

ungsmöglichkeiten (4) und (6) ein
ung stehenden Grundstücksmitte

. Hierfür ist eine Überschreitung der seitlichen Baugrenzen
der schräg nebeneinander liegenden überbaubaren Flächen des Teilgebietes TG 2 als
Ausnahme zulässig, wobei das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung unverändert

bei der Neubebauung eine hinreichende Flexibilität bei der Positi-
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Grundfläche für Stellplätze, Carports und
mit deren Zufahrten und Nebenanlagen
(nach § 19 Abs. 4 Satz 1 bis 3 BauNVO)

In Fortführung der Festsetzungen aus dem
plan Nr. 10 darf innerhalb des
lässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach
Regelung die für die

- vorhandenen bzw. geplanten Grundstücke 1), 2), 8) bi
Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mi
Gesamt-GRZ von maximal

und für die

- vorhandenen und optional möglichen Grundstücken 3) b
ximal 0,3

zulässig ist. Die Gesamt-GRZ liegt somit innerhalb des Pla
zulässigen Höchstgrenzen für ein Allgemeines Wohngebiet 

Neben der vorangestellten Festsetzung zum
Fläche von bis zu 30 m² für versiegelte gärtnerische Ge
platz, Hof, Hauszugang, Wege
lich für die vorgenannten Nutzunge

Diese Regelung, explizit auch als planungsrechtliche Festse
nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahren, auch zu eine
Anlagen in dem vorgenannten Sinne möglich sind und di
Umfelds sich den Ansprüchen oder Anforderungen anpassen ka
nahmegenehmigungen zu erteilen wären.

In den Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 1
hend aufgenommen worden, wonach

o das festgesetzte Maß (s.o.)
Grundstücke ausschließlich nur für Terrassen einschließlich 
Anlagen, sofern erforderlich und für allseitig verglast
stück insgesamt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um
schritten werden darf,

o die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen im dir
hang mit dem Hauptbaukörper auch außer
mehr als die Hälfte deren zulässigen Grundfläche, zulässi

o bei den geplanten Grundstücken 2), 4), 6), 8) und 11
�Pfeifenstiels�, auch als G
stückszuwegung zwischen der Straßenbegrenzungslinie im W
Grundstücksgrenze nicht auf die festgesetzte Grundfläch
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO der zugeordneten Grundstüc
gleichermaßen auch im Falle einer ideellen Teilung de

Mit dieser von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO abweichenden 
tretung dem aktuellen Bedarf, der sich heute für die b
ergibt, Rechnung tragen. Aufgrund der geringen Bebau
tung jedoch Belange des Ortsstruktur

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Grundfläche für Stellplätze, Carports und Garagen
mit deren Zufahrten und Nebenanlagen:
(nach § 19 Abs. 4 Satz 1 bis 3 BauNVO)

In Fortführung der Festsetzungen aus dem unmittelbar benachbart gelegenen
innerhalb des Plangebiets abweichend von der in Bezug a

lässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO geltende 50%
Regelung die für die

vorhandenen bzw. geplanten Grundstücke 1), 2), 8) bis 11) jeweils festgesetzte maximale
Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mit den Hauptgebäuden eine

GRZ von maximal 0,4

vorhandenen und optional möglichen Grundstücken 3) bis 7) eine Gesamt

Die Gesamt-GRZ liegt somit innerhalb des Plangebiets spü
zulässigen Höchstgrenzen für ein Allgemeines Wohngebiet mit einer Gesamt

vorangestellten Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung ist zusätzlich eine
Fläche von bis zu 30 m² für versiegelte gärtnerische Gestaltungsflächen, wie z. B. Wäsch

Hauszugang, Wege o. ä. je Wohnbaugrundstück grundsätzlich
lich für die vorgenannten Nutzungen, zulässig.

Diese Regelung, explizit auch als planungsrechtliche Festsetzung, soll sicherstellen, dass in
nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahren, auch zu einem späteren Zeitpunkt, bauliche
Anlagen in dem vorgenannten Sinne möglich sind und die Gestaltung des wohnungsnahen

sich den Ansprüchen oder Anforderungen anpassen kann, ohne
nahmegenehmigungen zu erteilen wären.

zum Bebauungsplan Nr. 11 sind drei Festsetzungen / Ausnahme
hend aufgenommen worden, wonach

as festgesetzte Maß (s.o.) der baulichen Nutzung (Gesamt-GRZ) für alle geplanten
Grundstücke ausschließlich nur für Terrassen einschließlich Stützmauern als bauliche
Anlagen, sofern erforderlich und für allseitig verglaste Wintergärten, pro Wohnbaugrun
stück insgesamt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um bis zu maximal

ritten werden darf,

die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen im direkten funktionalen Zusamme
hang mit dem Hauptbaukörper auch außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch nicht
mehr als die Hälfte deren zulässigen Grundfläche, zulässig ist und

bei den geplanten Grundstücken 2), 4), 6), 8) und 11) die Grundfläche des so genannten
�Pfeifenstiels�, auch als G-F-L- Rechte planzeichnerisch festgesetzt, als private Grun
stückszuwegung zwischen der Straßenbegrenzungslinie im Westen und der geplanten
Grundstücksgrenze nicht auf die festgesetzte Grundfläche für bauliche Anlagen nach
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO der zugeordneten Grundstücke anzurech
gleichermaßen auch im Falle einer ideellen Teilung der Grundstücke.

Mit dieser von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO abweichenden Regelung will die Gemeindeve
tung dem aktuellen Bedarf, der sich heute für die baulichen Nebenanlagen grundsätz

ergibt, Rechnung tragen. Aufgrund der geringen Bebauungsdichte sieht die Gemeindevertr
tung jedoch Belange des Ortsstruktur sowie des Bodenschutzes nicht nachhaltig berührt.

- Satzung -

benachbart gelegenen Bebauungs-
abweichend von der in Bezug auf die höchstzu-

§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO geltende 50%-

11) jeweils festgesetzte maximale
Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mit den Hauptgebäuden eine

s 7) eine Gesamt-GRZ von ma-

GRZ liegt somit innerhalb des Plangebiets spürbar unterhalb des
mit einer Gesamt-GRZ von 0,6.

Maß der baulichen Nutzung ist zusätzlich eine
staltungsflächen, wie z. B. Wäsche-

o. ä. je Wohnbaugrundstück grundsätzlich, aber ausschließ-

tzung, soll sicherstellen, dass in
m späteren Zeitpunkt, bauliche

e Gestaltung des wohnungsnahen
sich den Ansprüchen oder Anforderungen anpassen kann, ohne das hierzu Aus-

Festsetzungen / Ausnahmen dahinge-

der baulichen Nutzung (Gesamt-GRZ) für alle geplanten
Grundstücke ausschließlich nur für Terrassen einschließlich Stützmauern als bauliche

Wintergärten, pro Wohnbaugrund-
stück insgesamt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um bis zu maximal 50 m² über-

ekten funktionalen Zusammen-
halb der überbaubaren Flächen, jedoch nicht

ist und

) die Grundfläche des so genannten
Rechte planzeichnerisch festgesetzt, als private Grund-

stückszuwegung zwischen der Straßenbegrenzungslinie im Westen und der geplanten
Grundstücksgrenze nicht auf die festgesetzte Grundfläche für bauliche Anlagen nach
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO der zugeordneten Grundstücke anzurechnen ist. Dies gilt

r Grundstücke.

Regelung will die Gemeindever-
ichen Nebenanlagen grundsätzlich

ungsdichte sieht die Gemeindevertre-
sowie des Bodenschutzes nicht nachhaltig berührt.
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Höhe baulicher Anlagen:
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Aufgrund der Lage des Plangebiets
schaft der Wohnbebauung aus dem derzeit in Realsierung 
Nr. 10 sowie unter dem Gebot des sich �Einfügen� gegenü
sowie zur Wahrung und zur verträglichen Weiterentwicklu
Gemeinde Padenstedt eine Begrenzung der Höhe der baul
zung einer maximal zulässigen Firsthöhe unter den vor
gehalten.

Sie soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wir
bäudekubatur ermöglichen und andererseits eine angemesse
keit und den umgebenden Siedlungsraum sicherstellen.

Wichtig ist der Gemeinde Padenstedt hierbei herauszustell
gelegenen Bebauungsplan Nr. 10 festgesetzt,
das Dachgeschoss nicht als Staffelgeschoss und auch als Nicht
werden darf. Somit soll sichergestellt werden, dass eine o
vermieden wird und der Unterschied zwischen einem ein
bäude nicht wesentlich sein sollte

Mit dem Entwurf erfolgt ein Höhenbezug
zogen auf die vorhandene und örtlich aufgemessene Gel
biet TG 1 und für die vorhandene straßenorientierte 
re Fahrbahnoberkante der �Poststraße�

Bauweise:
(§ 22 Abs. 1 und 4 BauNVO)

Innerhalb des Allgemeinen Wohng
ne offene Bauweise > o < zum Erhalt
struktur im Bereich �Poststraße / Kleinredder
Ortsbildes festgesetzt.

Anzahl der Wohnungen:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Zum Erhalt und zur angemessenen Weiterentwicklung orts
nerhalb des Plangebietes eine Begrenzung der zulässigen
bau dahingehend vorgenommen, wonach maximal 2 Wohnung
sig sind.

Örtliche Bauvorschriften:
(§ 84 LBO)

Im Sinne des �Einfügen� in die umgebende Bebauungsst
familienhausbebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug a
Anlagen (Begrünung der Grundstücke,
gemäß § 84 Landesbauordnung (LBO) textlich nur insowei
bzw. zur Neugestaltung des Ortsbildes erforderlich sind.

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Höhe baulicher Anlagen:
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Aufgrund der Lage des Plangebiets in der bebauten Ortslage und in zukünftiger Nachba
aft der Wohnbebauung aus dem derzeit in Realsierung befindlichen Bebauungsplanes

sowie unter dem Gebot des sich �Einfügen� gegenüber der vorhandenen Bebauung
sowie zur Wahrung und zur verträglichen Weiterentwicklung des Ortsbildes

Padenstedt eine Begrenzung der Höhe der baulichen Anlagen durch die Festse
zung einer maximal zulässigen Firsthöhe unter den vorgenannten Aspekten für erforderlich

e soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der G
bäudekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlic
keit und den umgebenden Siedlungsraum sicherstellen.

Wichtig ist der Gemeinde Padenstedt hierbei herauszustellen, dass, wie auch im benachbart
gelegenen Bebauungsplan Nr. 10 festgesetzt, bei einer Bebauung mit Zweivollgeschossen,
das Dachgeschoss nicht als Staffelgeschoss und auch als Nicht-Vollgeschoss ausgebaut
werden darf. Somit soll sichergestellt werden, dass eine optisch wirkende 3

und der Unterschied zwischen einem ein- und zweigeschossigen 
bäude nicht wesentlich sein sollte.

Mit dem Entwurf erfolgt ein Höhenbezug mit Ausnahme des Teilgebiets TG 1, teilgebietsb
zogen auf die vorhandene und örtlich aufgemessene Geländeoberfläche und für das Teilg
biet TG 1 und für die vorhandene straßenorientierte Bebauung im Teilgebiet 2 auf die mittl
re Fahrbahnoberkante der �Poststraße� mit Höhenangabe über Normal Null

(§ 22 Abs. 1 und 4 BauNVO)

Allgemeinen Wohngebietes ist entsprechend der �Baukörpe
ne offene Bauweise > o < zum Erhalt und Weiterentwicklung der Siedlungs

im Bereich �Poststraße / Kleinredder� sowie zum Schutz und zur Fortentwicklung des
Ortsbildes festgesetzt.

Anzahl der Wohnungen:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Zum Erhalt und zur angemessenen Weiterentwicklung ortstypischer Wohnstrukturen wird i
nerhalb des Plangebietes eine Begrenzung der zulässigen Wohnungen im Einfamilienhau

dahingehend vorgenommen, wonach maximal 2 Wohnungen pro Wohngebäude zulä

Örtliche Bauvorschriften:

Im Sinne des �Einfügen� in die umgebende Bebauungsstruktur werden für die geplante
familienhausbebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Gestalt baulicher

Begrünung der Grundstücke, Einfriedungen, Dächer und Dacheindeckung,
gemäß § 84 Landesbauordnung (LBO) textlich nur insoweit festgesetzt, wie sie zum Erhalt
bzw. zur Neugestaltung des Ortsbildes erforderlich sind.

- Satzung -

in der bebauten Ortslage und in zukünftiger Nachbar-
aft der Wohnbebauung aus dem derzeit in Realsierung befindlichen Bebauungsplanes

sowie unter dem Gebot des sich �Einfügen� gegenüber der vorhandenen Bebauung
zur verträglichen Weiterentwicklung des Ortsbildes wird seitens der

eine Begrenzung der Höhe der baulichen Anlagen durch die Festset-
genannten Aspekten für erforderlich

e soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der Ge-
bäudekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlich-

Padenstedt hierbei herauszustellen, dass, wie auch im benachbart
bei einer Bebauung mit Zweivollgeschossen,

das Dachgeschoss nicht als Staffelgeschoss und auch als Nicht-Vollgeschoss ausgebaut
soll sichergestellt werden, dass eine optisch wirkende 3-Geschossigkeit

und zweigeschossigen Wohnge-

mit Ausnahme des Teilgebiets TG 1, teilgebietsbe-
ändeoberfläche und für das Teilge-

Bebauung im Teilgebiet 2 auf die mittle-
er Normal Null (NHN).

ebietes ist entsprechend der �Baukörper-Festsetzung� ei-
der Siedlungs- und Nutzungs-

sowie zum Schutz und zur Fortentwicklung des

typischer Wohnstrukturen wird in-
 Wohnungen im Einfamilienhaus-

dahingehend vorgenommen, wonach maximal 2 Wohnungen pro Wohngebäude zuläs-

ruktur werden für die geplante Ein-
örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Gestalt baulicher

Dächer und Dacheindeckung, usw.)
t festgesetzt, wie sie zum Erhalt
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Die Gemeinde Padenstedt lässt sich
diesem Planungsfall leiten und beabsichtigt nicht, zu se
Bezug auf die äußere Gestaltung baulicher Anlagen und

Die wesentlichen Regelungs-
lich geordneten Entwicklung werden unter Einhaltung u
benheiten eher in den Beschränkungen zum Maß der baul
der überbaubaren Flächen und

7. Belange von Natur und Landschaft und des Artensch
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB i. V. m. § 13

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
lich geprägten Flächen im Außenbereich nicht verbunden.

Der Plangeltungsbereich umfasst Flächen des im Zusammenha
die durch die vorhandenen Wohnbaugrundstücke und dere
gen Bereich stark geprägt sind.

Dementsprechend ergeben sich aufgrund der baulichen Präg
wendung des § 13a BauGB (
rückwärtiger Grundstücksteilflächen keine
Landschaft, so dass keine Kompensationsmaßnahmen hierfür 
dem allgemeinen Städtebaurecht (BauGB) begründet sind
stellung des Bebauungsplans zu erw
BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder z

Davon ausgenommen sind die artenschutzfachlichen und
BNatSchG, die in der Bauleitplanung grundsätzlich zu
zu klären und darzulegen, ob und ggf. in welchem Maß
SchG bzw. geschützte Landschaftselemente nach § 21 LNatSch
fen sind oder sein könnten.

Entsprechend dem Vorangestellten
Umweltbericht nicht erforderlich.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1
der planungsrechtlich zu erwartenden Eingriffssituation
Fachbeitrages ausreichend und wird
schaftsplanerischen Fachbeitrag
welche Auswirkungen die Planung bzw. dessen Realisierung
Landschaft einschließlich des Artenschutzes haben wird. Erfo
Vermeidung, Minimierung und Kompensation sollen benan
rungen im Landschaftsplanerischen Fachbeitrag)

Maßnahmen der Grünordnung und der Landschaftspflege, 
den Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Natu
Neugestaltung des Landschaftsbildes auf den Grundstücken
warten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bebauu
zugleichen, werden, soweit hierfür eine städtebaulich 
Abs. 1 BauGB besteht, planzeichnerisch und textlich festz

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Padenstedt lässt sich von der Wahrung einer angemessenen �Ba
diesem Planungsfall leiten und beabsichtigt nicht, zu sehr einschränkende Festsetzungen in
Bezug auf die äußere Gestaltung baulicher Anlagen und Grundstücksflächen vorzunehmen.

Die wesentlichen Regelungs- und Festsetzungserfordernisse zur Sicherung einer städteba
lich geordneten Entwicklung werden unter Einhaltung und Beachtung der äußeren Geg
benheiten eher in den Beschränkungen zum Maß der baulichen Nutzung
der überbaubaren Flächen und zur Höhe baulicher Anlagen, wie zuvor dargelegt, gesehen.

Belange von Natur und Landschaft und des Artenschutzes
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB i. V. m. § 13a BauGB)

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 ist eine Inanspruchnahme von bisher nicht ba
lich geprägten Flächen im Außenbereich nicht verbunden.

Der Plangeltungsbereich umfasst Flächen des im Zusammenhang bebauten Innenbereichs,
die durch die vorhandenen Wohnbaugrundstücke und deren Nutzungen auch
gen Bereich stark geprägt sind.

Dementsprechend ergeben sich aufgrund der baulichen Prägung des Gebietes unter A
wendung des § 13a BauGB (�Bebauungsplan der Innenentwicklung�) und der Freilegung
rückwärtiger Grundstücksteilflächen keine �naturschutzrechtlichen� Eingriffe in Natur und
Landschaft, so dass keine Kompensationsmaßnahmen hierfür erforderlich werden bzw. nach
dem allgemeinen Städtebaurecht (BauGB) begründet sind. Eingriffe, die auf Grund der Au
stellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6
BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.

Davon ausgenommen sind die artenschutzfachlichen und -rechtlichen Belange nach dem
BNatSchG, die in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berücksichtigen sind. Insbesondere ist
zu klären und darzulegen, ob und ggf. in welchem Maße geschützte Biotope nach § 30 BNat
SchG bzw. geschützte Landschaftselemente nach § 21 LNatSchG durch die Planung betro
fen sind oder sein könnten.

em Vorangestellten ist aufgrund der Planaufstellung nach § 13
Umweltbericht nicht erforderlich.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 �Südliche Poststraße� ist zur Beurteilung
der planungsrechtlich zu erwartenden Eingriffssituation die Erstellung eines qualifizierten
Fachbeitrages ausreichend und wird Anlage zu dieser Begründung sein.

aftsplanerischen Fachbeitrag� (siehe auch Anlage zu dieser Begründung)
welche Auswirkungen die Planung bzw. dessen Realisierung auf die Belange von Natur und
Landschaft einschließlich des Artenschutzes haben wird. Erforderliche Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation sollen benannt werden (vgl. hierzu die Ausfü
rungen im Landschaftsplanerischen Fachbeitrag).

Maßnahmen der Grünordnung und der Landschaftspflege, die dazu dienen, die zu erwarte
den Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder den Erhalt und die
Neugestaltung des Landschaftsbildes auf den Grundstücken, auf denen die Eingriffe zu e
warten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu mindern oder au
zugleichen, werden, soweit hierfür eine städtebaulich begründete Rechtsgrundlage na
Abs. 1 BauGB besteht, planzeichnerisch und textlich festzusetzen sein.

- Satzung -

von der Wahrung einer angemessenen �Baufreiheit� in
hr einschränkende Festsetzungen in
 Grundstücksflächen vorzunehmen.

und Festsetzungserfordernisse zur Sicherung einer städtebau-
nd Beachtung der äußeren Gege-

ichen Nutzung, zur Festsetzung
zur Höhe baulicher Anlagen, wie zuvor dargelegt, gesehen.

zes
BauGB)

ist eine Inanspruchnahme von bisher nicht bau-

Der Plangeltungsbereich umfasst Flächen des im Zusammenhang bebauten Innenbereichs,
n Nutzungen auch im rückwärti-

Dementsprechend ergeben sich aufgrund der baulichen Prägung des Gebietes unter An-
�Bebauungsplan der Innenentwicklung�) und der Freilegung

�naturschutzrechtlichen� Eingriffe in Natur und
Landschaft, so dass keine Kompensationsmaßnahmen hierfür erforderlich werden bzw. nach

Eingriffe, die auf Grund der Auf-
arten sind, gelten als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6

ulässig.

rechtlichen Belange nach dem
berücksichtigen sind. Insbesondere ist
e geschützte Biotope nach § 30 BNat-

SchG bzw. geschützte Landschaftselemente nach § 21 LNatSchG durch die Planung betrof-

ufgrund der Planaufstellung nach § 13a BauGB ein

Poststraße� ist zur Beurteilung
 die Erstellung eines qualifizierten
Begründung sein. In diesem �Land-

ser Begründung) ist darzulegen,
 auf die Belange von Natur und

Landschaft einschließlich des Artenschutzes haben wird. Erforderliche Maßnahmen zur
nt werden (vgl. hierzu die Ausfüh-

die dazu dienen, die zu erwarten-
rhaushalts oder den Erhalt und die

, auf denen die Eingriffe zu er-
ngsplanes zu mindern oder aus-

begründete Rechtsgrundlage nach § 9
usetzen sein.
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Landschafts- bzw. ortsbildprägende Bäume nach § 8 Abs. 1
�Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz� vom 20.01.
des Plangebiets mit den in der nachfolgenden Abb
handen, die in Verbindung mit einem Knickstück im Pla
Bebauungsplanes Nr. 10 stehen

Ein Knickteilstück ist im Nordosten des Plangebiets auf 20 m
Seite von Flutstück 57, Flur 2
entlang der südlichen Seite von Fl.st. 17/1
und der frühere Knick östlich des Plangebiets des Bebauu
den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 1

Alle Knicks werden erhalten. Dabei wird der Knick im No
der �Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz�
halb einer privaten Grünfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 Ba
�Knick mit Saumstreifen� festgesetzt. Es ist hierdurch auf
flächen mit einer Beeinträchtigung des Knicks zu rechnen, 
dernis im Verhältnis von 1:1 entsteht.

Abb. 9a

Abb. 9b

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

bzw. ortsbildprägende Bäume nach § 8 Abs. 1 Nr. 9 gem
�Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz� vom 20.01.2017, Ziffer 3.4, sind

mit den in der nachfolgenden Abb. 9a dargestellten Bäume �1� und �2�
in Verbindung mit einem Knickstück im Plangeltungsbereich des angrenzenden

Bebauungsplanes Nr. 10 stehen.

ist im Nordosten des Plangebiets auf 20 m Länge entlang 
Seite von Flutstück 57, Flur 2 (vgl. nachstehende Abb. 9b) und im Südosten des Plangebiets
entlang der südlichen Seite von Fl.st. 17/1, Flur 3 (vgl. nachfolgende Abb. 9c
und der frühere Knick östlich des Plangebiets des Bebauungsplanes Nr. 11
den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 10 entfallend:

Alle Knicks werden erhalten. Dabei wird der Knick im Nordosten (s. Abb. 9b
der �Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz� für den Bebauungsplan Nr. 10

privaten Grünfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB mit der Zweckbestimmung
streifen� festgesetzt. Es ist hierdurch aufgrund des Heran

flächen mit einer Beeinträchtigung des Knicks zu rechnen, so dass ein Kompensationserfo
dernis im Verhältnis von 1:1 entsteht.

(Quelle: Günther & Pollok, Januar 2020

(Quelle: Günther & Pollok, Januar 2020

- Satzung -

bzw. ortsbildprägende Bäume nach § 8 Abs. 1 Nr. 9 gemäß des Erlasses
2017, Ziffer 3.4, sind außerhalb

dargestellten Bäume �1� und �2� vor-
in Verbindung mit einem Knickstück im Plangeltungsbereich des angrenzenden

im Nordosten des Plangebiets auf 20 m Länge entlang der südlichen
und im Südosten des Plangebiets

(vgl. nachfolgende Abb. 9c) vorhanden
des Plangebiets des Bebauungsplanes Nr. 11 ist entsprechend

0 entfallend:

erhalten. Dabei wird der Knick im Nordosten (s. Abb. 9b) entsprechend
für den Bebauungsplan Nr. 10 inner-

mit der Zweckbestimmung als
festgesetzt. Es ist hierdurch aufgrund des Heranrückens von Bau-

so dass ein Kompensationserfor-

Günther & Pollok, Januar 2020

(Quelle: Günther & Pollok, Januar 2020
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Die Kompensation ist aufgrund der innerörtlichen Lage
ung nicht innehrlab des Plangeltungsbereichs möglich. Dah
Knickeingriffs durch die Zuordnung einer ausreichend la
dem bestehenden Knick-Ökokonto Aktenzeichen
Eckernförde (vgl. auch Ausführungen im �Landschaftsplane
ne entsprechende vertragliche Vereinbarung zwischen dem Ö
meinde sowie dem Bauherrn zur Sicherung der Ökok
chen Zuordnung getroffen.

Der Knick im Südosten (südöstliche Seite von Fl.st. 17/1,
nicht verändert und aufgrund der bestehenden und ausg
nicht in einen neuen Nutzungszusammenhang �gestellt�.

Die Nutzungsintensität kann bei einer Nutzungsänderung
gemindert werden. Gemäß der Festsetzung des Bebauungspl
denstedt wird die südlich des Knicks liegende Fläche als K
Obstwiese entwickelt. An der nördlichen Seite wird eine
vate Grünfläche mit der Zweckbestimmung �Knick mit Saumstr
bebaubare Teilfläche wird so weit vom Knick im Nordoste
dass keine Beeinträchtigungen des Knicks zu erwarten sin

Ansonsten ist im Zusammenhang mit der gemeindlichen Plan
dass

o Waldflächen im oder am Plangebiet nicht vorhanden

o im Plangebiet keine Vorkommen von besonders geschützten
BNatSchG bekannt sind und aufgrund der Nutzungsstruktur au

o vom LLUR in der Auskunft vom
einer Relevanz für die Planung eingestellt

o ein Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG im und am

und

auch ein FFH-Gebiet oder ein EU
messenden Umkreises nicht vorhanden

(Quelle: Günther & Pollok, Januar 2020

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Die Kompensation ist aufgrund der innerörtlichen Lage und der künftig verdichteten Beba
ung nicht innehrlab des Plangeltungsbereichs möglich. Daher erfolgt die Kompensation des
Knickeingriffs durch die Zuordnung einer ausreichend langen (20 m) langen Knickstrecke in
dem bestehenden Knick-Ökokonto Aktenzeichen 67.20.34-56 des Kreises Rendsburg

(vgl. auch Ausführungen im �Landschaftsplanerischen Fachbeitrag�)
ne entsprechende vertragliche Vereinbarung zwischen dem Ökokontobetreiber und der G

Bauherrn zur Sicherung der Ökokontoverfügbarkeit und 
chen Zuordnung getroffen.

Der Knick im Südosten (südöstliche Seite von Fl.st. 17/1, vgl. nachstehende
nicht verändert und aufgrund der bestehenden und ausgeübten Nutzung auf dem Flurstück

euen Nutzungszusammenhang �gestellt�.

Die Nutzungsintensität kann bei einer Nutzungsänderung in Form eines Einfamilienhauses
gemindert werden. Gemäß der Festsetzung des Bebauungsplans Nr. 10 der
denstedt wird die südlich des Knicks liegende Fläche als Kompensationsfläche zu einer
Obstwiese entwickelt. An der nördlichen Seite wird eine ausreichend breite, 3,0 m breite

mit der Zweckbestimmung �Knick mit Saumstreifen� vorgeseh
bebaubare Teilfläche wird so weit vom Knick im Nordosten des Flurstücks platziert werden,
dass keine Beeinträchtigungen des Knicks zu erwarten sind.

Ansonsten ist im Zusammenhang mit der gemeindlichen Planung zur Kenntnis zu nehmen,

Waldflächen im oder am Plangebiet nicht vorhanden sind,

m Plangebiet keine Vorkommen von besonders geschützten Pflanzenarten nach § 7
BNatSchG bekannt sind und aufgrund der Nutzungsstruktur auch nicht zu erwarten

om LLUR in der Auskunft vom 06.02.2018 keine Pflanzen- oder Biotopvorkommen mit
einer Relevanz für die Planung eingestellt wurden,

in Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG im und am Plangebiet nicht vorhanden

-Gebiet oder ein EU-Vogelschutzgebiet innerhalb eines 
messenden Umkreises nicht vorhanden ist.

Günther & Pollok, Januar 2020

- Satzung -

und der künftig verdichteten Bebau-
er erfolgt die Kompensation des

ngen (20 m) langen Knickstrecke in
-56 des Kreises Rendsburg-

(vgl. auch Ausführungen im �Landschaftsplanerischen Fachbeitrag�). Es wird ei-
kokontobetreiber und der Ge-

ontoverfügbarkeit und planungsrechtli-

 vgl. nachstehende Abb. 9c) wird
eübten Nutzung auf dem Flurstück

 in Form eines Einfamilienhauses
gemindert werden. Gemäß der Festsetzung des Bebauungsplans Nr. 10 der Gemeinde Pa-
denstedt wird die südlich des Knicks liegende Fläche als Kompensationsfläche zu einer

 ausreichend breite, 3,0 m breite, pri-
mit der Zweckbestimmung �Knick mit Saumstreifen� vorgesehen und eine

n des Flurstücks platziert werden,

Ansonsten ist im Zusammenhang mit der gemeindlichen Planung zur Kenntnis zu nehmen,

m Plangebiet keine Vorkommen von besonders geschützten Pflanzenarten nach § 7
und aufgrund der Nutzungsstruktur auch nicht zu erwarten,

06.02.2018 keine Pflanzen- oder Biotopvorkommen mit

in Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG im und am Plangebiet nicht vorhanden

Vogelschutzgebiet innerhalb eines mindestens 3 km

Abb. 9c
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Hinweise und Empfehlungen:

Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den 
und Minimierung von Eingriffen in die
Empfehlungen für die grundstücksbezogene

Auffangen des anfallenden Niederschlagswasser auf den pri
und ggf. Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung de
nicht zur Versickerung gebracht wird

Für die Ausleuchtung von Zufahrtsbereichen sollten LED
dampf-Lampen bzw. ähnliche insektenfreundliche Leuchtmit
die Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche erfolgen 
werden müssen.

Vor Beginn der Bautätigkeiten ist der Oberboden von
Flächen zu sichern, und, soweit es für vegetationstechnische
seitlich auf Mieten zu setzen

8. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Die Gemeinde Padenstedt geht aufgrund der das Plange
und den Untersuchungen im Rahmen des Planaufstellungsve
Nr. 6b davon aus, dass die hier
und durch Wohngebäude abgeschirmte
lärm der K 12 geschützt ist.

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr.
zeichnis), nordöstlich des Plangebiets, wurde festgestellt
zwischen K 12 und Kleinredder �
(K12), der BAB A7 (verläuft ca. 550 m östlich des Plang
Störstraße und den Kleinredder belastet. Des Weitere
bietes geringfügige Immissionen durch die DBAG
läuft ca. 800 m bis 900 m südlich des Plangebiets)
wurden im Zuge des 6-streifigen Ausbau
für das entfernt gelegene Plangebiet wesentlich reduzie
sind weiterhin als gering zu bewerten.

Zudem führen die Anforderungen an den Wärmeschutz (Iso
wesentlichen Abschirmung der Innenräume vor
zusätzliche Maßnahmen nicht erforderlich werden und dur
Grundrissgestaltung ggf. im Einzelfall
durch die Orientierung der Grundstücke und d
westen und auch im Gebäudeschatten

Aufgrund der Lage des Plangebiets in einer ländlichen 
der geplanten Wohnbaugrundstücke in mittelbarer Nähe 
schaftlichen Flächen können zeitlich begrenzt Geruchs
die in einer ländlich geprägten Gemeinde, wie
hältnismäßig hohe Belastung für die Wohnbaugrundstück

Gemeinde Padenstedt
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Hinweise und Empfehlungen:

Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den Maßnahmen zur Vermeidung
und Minimierung von Eingriffen in die Natur und Landschaft werden folgende Hinweise und
Empfehlungen für die grundstücksbezogene Umsetzung für die privaten Bauherrn geben:

Auffangen des anfallenden Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen
und ggf. Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung der Freiflächen
nicht zur Versickerung gebracht wird.

Für die Ausleuchtung von Zufahrtsbereichen sollten LED- oder Niederdruck
Lampen bzw. ähnliche insektenfreundliche Leuchtmittel verwendet werden, wobei

die Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche erfolgen sollte, die künstlich beleuchtet
werden müssen.

Vor Beginn der Bautätigkeiten ist der Oberboden von den in Anspruch zu nehmenden
chen zu sichern, und, soweit es für vegetationstechnische Zwecke verwendet wird,

seitlich auf Mieten zu setzen oder für Geländeangleichungen zu nutzen

Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Padenstedt geht aufgrund der das Plangebiet umgebenen
und den Untersuchungen im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan

davon aus, dass die hier geplanten Wohnnutzungen aufgrund der
und durch Wohngebäude abgeschirmte Lage bereits hinreichend gegenüber dem Verkehr

geschützt ist.

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 6b (s. auch Quellenve
zeichnis), nordöstlich des Plangebiets, wurde festgestellt, dass in erster Linie

und Kleinredder �belastet ist durch die Geräuschemissionen der Hauptstraße
(K12), der BAB A7 (verläuft ca. 550 m östlich des Plangebiets) sowie geringfügig durch die
Störstraße und den Kleinredder belastet. Des Weiteren ergeben sich innerhalb des Plang

tes geringfügige Immissionen durch die DBAG-Strecke 1220 Hamburg
läuft ca. 800 m bis 900 m südlich des Plangebiets)�. Die Geräuschemissionen der BAB A7
wurden im Zuge des 6-streifigen Ausbau mit den vorgenommenen Schallschutzmaßnahmen

das entfernt gelegene Plangebiet wesentlich reduziert. Störungen durch die Poststraße
sind weiterhin als gering zu bewerten.

Zudem führen die Anforderungen an den Wärmeschutz (Isolierverglasung) bereits zu einer
wesentlichen Abschirmung der Innenräume vor den äußeren Geräuscheinflüssen, so dass
zusätzliche Maßnahmen nicht erforderlich werden und durch die Gebäudestellung bzw.
Grundrissgestaltung ggf. im Einzelfall weiterführend optimiert werden können. Dies kann
durch die Orientierung der Grundstücke und der Gebäude mit ihren Freiflächen nach Sü

und auch im Gebäudeschatten sehr gut erreicht werden.

Aufgrund der Lage des Plangebiets in einer ländlichen Gemeinde und der Lage eines Teils
der geplanten Wohnbaugrundstücke in mittelbarer Nähe zu intensiv genutzten landwir

lichen Flächen können zeitlich begrenzt Geruchs- und Geräuschemissionen auftreten,
die in einer ländlich geprägten Gemeinde, wie Padenstedt, ortstypisch sind und keine unve
hältnismäßig hohe Belastung für die Wohnbaugrundstücke darstellen werden.

- Satzung -

Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den Maßnahmen zur Vermeidung
werden folgende Hinweise und

Umsetzung für die privaten Bauherrn geben:

Auffangen des anfallenden Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen
und ggf. Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung der Freiflächen soweit es

- oder Niederdruck - Natrium-
ähnliche insektenfreundliche Leuchtmittel verwendet werden, wobei

sollte, die künstlich beleuchtet

 den in Anspruch zu nehmenden
chen zu sichern, und, soweit es für vegetationstechnische Zwecke verwendet wird,

oder für Geländeangleichungen zu nutzen.

biet umgebenen Wohnbebauungen
und den Untersuchungen im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan

aufgrund der stark abgesetzten
hinreichend gegenüber dem Verkehrs-

In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 6b (s. auch Quellenver-
, dass in erster Linie der Bereich

durch die Geräuschemissionen der Hauptstraße
ebiets) sowie geringfügig durch die

n ergeben sich innerhalb des Plange-
Strecke 1220 Hamburg - Neumünster (ver-

Die Geräuschemissionen der BAB A7
mit den vorgenommenen Schallschutzmaßnahmen

 Störungen durch die Poststraße

lierverglasung) bereits zu einer
den äußeren Geräuscheinflüssen, so dass

ch die Gebäudestellung bzw.
optimiert werden können. Dies kann

er Gebäude mit ihren Freiflächen nach Süd-
sehr gut erreicht werden.

Gemeinde und der Lage eines Teils
zu intensiv genutzten landwirt-

und Geräuschemissionen auftreten,
, ortstypisch sind und keine unver-

e darstellen werden.
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9. Verkehr (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und 21

Die Verkehrsinfrastruktur ist mit der �
schließung des Plangebiets vorhanden.

Die Anbindung des geplanten Wohngebietes erfolgt im 
Gemeindestraße �Poststraße�. Das Plangebiet soll mit
sern mit normaler Bebauungsdichte (<

Die Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz erfolgt
straße�, gleichzeitig Kreisstraße Nr.
folgt die Anbindung an die B 430 im Norden und das St

Die rückwärtigen Flächen des Pla
gebiets werden über private Woh
wegerschließungen bzw. im Zuge e
ner Grundstücksteilung als so g
nannte �Pfeifenstielgrundstücke� e
schlossen und in Form von
Fahr- und Leitungsrechten planerisch
abgesichert. Diese Rechte sind im
Zuge des jeweiligen bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahrens durch Grund
dienstbarkeiten abzusichern.

Die rückwärtig gelegenen Grundstücksflächen und Gebäu
Wohnwegerschließung nicht durch das Müllfahrzeug
die Abfallbehälter durch die privaten Grundstückseigent
am Tage der Abfuhr an die öffentliche Verkehrsfläche 
lungen mit dem vor Ort tätigen Entsorgungsunt

Die Anzahl notwendiger Stellplätze ist gemäß Landesbauo
stücken nachzuweisen. Die Einhaltung der höchstzulässigen
Carports, und Garagen mit deren Zufahrten und Nebena
Text (Teil B) des Bebauungsplanes festgesetzt, obliegt d
trag.

Die Gemeindevertretung wird mit Erlass der Bebauungspl
nach § 84 der LBO die Anzahl von auf privaten Gr
als örtliche Bauvorschrift zu regeln, Gebrauch machen. Da
heit (WE) 2 Stellplatzflächen auf dem betroffenen Gr

10. Ver- und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12

Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets werden an
Bereich der �Poststraße� angeschlossen.
Grundstückseigentümer im Rahmen eines bauaufsichtlichen

10.1 Schmutzwasserentsorgung

Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Padenst
meinde geregelt.
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Verkehr (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und 21 BauGB)

Die Verkehrsinfrastruktur ist mit der �Poststraße� im Westen des Plangebiets als äußere E
ließung des Plangebiets vorhanden.

Die Anbindung des geplanten Wohngebietes erfolgt im Westen grundstücksbezogen
Gemeindestraße �Poststraße�. Das Plangebiet soll mit max. 6 zusätzlichen

Bebauungsdichte (< Gesamt-GRZ 0,4 bzw. 0,3) errichtet we

Die Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz erfolgt über die �Poststraße
, gleichzeitig Kreisstraße Nr. 12. Über das weitere Kreisstraßennetz (K 34

folgt die Anbindung an die B 430 im Norden und das Stadtgebiet Neumünster im Osten.

Die rückwärtigen Flächen des Plan-
gebiets werden über private Wohn-

en bzw. im Zuge ei-
ner Grundstücksteilung als so ge-

te �Pfeifenstielgrundstücke� er-
sen und in Form von Geh-,
und Leitungsrechten planerisch

. Diese Rechte sind im
jeweiligen bauaufsichtlichen

Genehmigungsverfahrens durch Grund-
dienstbarkeiten abzusichern.

Die rückwärtig gelegenen Grundstücksflächen und Gebäude können aufgrund der privaten
Wohnwegerschließung nicht durch das Müllfahrzeug erreicht werden. Demzufolge werden
die Abfallbehälter durch die privaten Grundstückseigentümer der rückwärtigen Grundstücke
am Tage der Abfuhr an die öffentliche Verkehrsfläche gebracht, sofern nicht andere Reg
lungen mit dem vor Ort tätigen Entsorgungsunternehmen getroffen werden

notwendiger Stellplätze ist gemäß Landesbauordnung auf den privaten Grun
stücken nachzuweisen. Die Einhaltung der höchstzulässigen Grundfläche für

Garagen mit deren Zufahrten und Nebenanlagen, wie planungsrechtlich im
Teil B) des Bebauungsplanes festgesetzt, obliegt dem Nachweis im jeweiligen Baua

Die Gemeindevertretung wird mit Erlass der Bebauungsplansatzung von der Möglichkeit,
nach § 84 der LBO die Anzahl von auf privaten Grundstücken nachzuweisenden Stellplätzen
als örtliche Bauvorschrift zu regeln, Gebrauch machen. Danach sind je realisierte Wohnei
heit (WE) 2 Stellplatzflächen auf dem betroffenen Grundstück herzustellen.

und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets werden an das vorhandene Leitungsnetz im
�Poststraße� angeschlossen. Die Nachweise sind bauseits durch 

Grundstückseigentümer im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfahrens zu führen

entsorgung

Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Padenstedt ebenfalls durch die G

(Quelle: BIS · Scharlibbe, Januar 2020Abb. 10

- Satzung -

des Plangebiets als äußere Er-

Westen grundstücksbezogen an die
6 zusätzlichen Einfamilienhäu-

4 bzw. 0,3) errichtet werden.

 über die �Poststraße� an die �Haupt-
das weitere Kreisstraßennetz (K 34 / K37) er-

430 im Norden und das Stadtgebiet Neumünster im Osten.

de können aufgrund der privaten
erreicht werden. Demzufolge werden

ümer der rückwärtigen Grundstücke
gebracht, sofern nicht andere Rege-

ernehmen getroffen werden.

Stellplätze ist gemäß Landesbauordnung auf den privaten Grund-
stücken nachzuweisen. Die Einhaltung der höchstzulässigen Grundfläche für Stellplätze,

Garagen mit deren Zufahrten und Nebenanlagen, wie planungsrechtlich im
Teil B) des Bebauungsplanes festgesetzt, obliegt dem Nachweis im jeweiligen Bauan-

ansatzung von der Möglichkeit,
undstücken nachzuweisenden Stellplätzen

nach sind je realisierte Wohnein-
undstück herzustellen.

 das vorhandene Leitungsnetz im
Die Nachweise sind bauseits durch den jeweiligen

 Verfahrens zu führen

Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Padenstedt ebenfalls durch die Ge-

(Quelle: BIS · Scharlibbe, Januar 2020
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Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss dur
realisierenden Einfamilienhäuser fas
Ortsentwässerung aufgenommen werden.

Die Schmutzwasserentsorgung
im Bereich der Poststraße / Kreisstraße Nr. 12
Vorflut mit Übergabe an die Kanalisation im Bereich der
schen Kläranlage. Die Gemeinde Padenstedt geht davon au
gent dadurch abgedeckt ist.

Alle Grundstücke sind mit Anschluss
rung anzuschließen.

10.2 Frischwasserversorgung

Das Plangebiet wird an die örtliche Frischwasserversorgung
Anschluss- und Benutzungszwang für alle Grundstücke

10.3 Regenwasserentsorgung

Das im Plangebiet und auf der privaten Wohnwegerschlie
flächenwasser einschließlich des Dachflächenwassers ist
derschlags versickern kann,
nicht im Rahmen der jeweiligen
durch die Gemeinde Padenstedt

Die überwiegenden Flächen des Plangebiets sind bereits b
abgeleitete Oberflächenwasser wird kontrolliert über d
Poststraße über die Hauptstraße / Störstraße dem vorhan
der Stör zugeleitet.

Entgegen den Aussagen der unteren Wasserbeh
liegt das Plangebiet nicht innerhalb
sprechend auch nicht Hochwasser gefährdet. Das Land Schleswig
http://141.91.173.99/webauswertung/index.xhtml die
serrisikokarten zur Verfügung gestellt
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Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss durch die kurz
Einfamilienhäuser fast ausschließlich in der 2. Bautiefe

Ortsentwässerung aufgenommen werden.

Schmutzwasserentsorgung wird angeschlossen an das vorhandene Leitungssystem der
Poststraße / Kreisstraße Nr. 12 über eine vorhandene Pu

Übergabe an die Kanalisation im Bereich der Stadtgrenze Neumünster zur städt
en Kläranlage. Die Gemeinde Padenstedt geht davon aus, dass das zusätzliche Konti

gent dadurch abgedeckt ist.

Alle Grundstücke sind mit Anschluss- und Benutzungszwang an die zentrale Ortsentwäss
rung anzuschließen.

Frischwasserversorgung

Das Plangebiet wird an die örtliche Frischwasserversorgung der Stadtwerke Neumünster
und Benutzungszwang für alle Grundstücke angeschlossen.

entsorgung

Das im Plangebiet und auf der privaten Wohnwegerschließung anfallende unbelastete Obe
flächenwasser einschließlich des Dachflächenwassers ist, soweit es nicht am Ort des Ni
derschlags versickern kann, kontrolliert dem vorhandenen Leitungsnetz zuzuleiten, sofern
nicht im Rahmen der jeweiligen Bauantragstellung einer hiervon abweichenden Regelung

Gemeinde Padenstedt zugestimmt wird.

Die überwiegenden Flächen des Plangebiets sind bereits bebaut und bau
abgeleitete Oberflächenwasser wird kontrolliert über das vorhandene Leitungsnetz in der
Poststraße über die Hauptstraße / Störstraße dem vorhandenen Regerückhaltebecken an
der Stör zugeleitet.

Entgegen den Aussagen der unteren Wasserbehörde des Kreises Rendsburg
liegt das Plangebiet nicht innerhalb eines Überschwemmungsgebiets (ÜSG) und demen
sprechend auch nicht Hochwasser gefährdet. Das Land Schleswig-Holstein hat unter
http://141.91.173.99/webauswertung/index.xhtml die Hochwassergefahren
serrisikokarten zur Verfügung gestellt (s. nachfolgende Abb., Plangebiet =>

- Satzung -

Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss durch die kurz- bis langfristig zu
ausschließlich in der 2. Bautiefe können durch die

wird angeschlossen an das vorhandene Leitungssystem der
rhandene Pumpstation an die

Übergabe an die Kanalisation im Bereich der Stadtgrenze Neumünster zur städti-
Die Gemeinde Padenstedt geht davon aus, dass das zusätzliche Kontin-

und Benutzungszwang an die zentrale Ortsentwässe-

der Stadtwerke Neumünster mit
angeschlossen.

ßung anfallende unbelastete Ober-
, soweit es nicht am Ort des Nie-

iert dem vorhandenen Leitungsnetz zuzuleiten, sofern
Bauantragstellung einer hiervon abweichenden Regelung

ebaut und baulich genutzt. Das
as vorhandene Leitungsnetz in der

denen Regerückhaltebecken an

örde des Kreises Rendsburg-Eckernförde,
eines Überschwemmungsgebiets (ÜSG) und dement-

sprechend auch nicht Hochwasser gefährdet. Das Land Schleswig-Holstein hat unter
Hochwassergefahren- und Hochwas-

(s. nachfolgende Abb., Plangebiet => �gelber� Stern).
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Es wird darauf hingewiesen, dass Erdwärmesondenanlagen,
rungen nutzen, frühzeitig vor Ausführung d
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Die Einhaltung der wasserrechtlichen Bestimmungen ist im
bauaufsichtlichen Verfahren nachzuweisen und zu beachten, 

10.4 Telekommunikation

Im Rahmen der �Behörden- und Trägerbeteiligung� wird
nehmens zu prüfen sein, in welchem Umfang zur fernmeld
Plangeltungsbereiches die Verlegung von
gebiet erforderlich sein wird.

Grundsätzlich ist z.B. zugunsten der Deutschen Telekom o
rauf zu achten, dass in allen
dimensionierte Trassen mit einer Leitungszone in einer 
bringung der Telekommunikationslinien vorgesehen werd

Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sow
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist der Begi
maßnahme so früh wie möglich vor Baubeginn der zuständ
kom Technik GmbH bzw. eines anderen Kommunikationsunter

10.5 Strom- und Gasversorgung

Aufgrund eines Konzessionsvertrages versorgen die S
Strom und Gas.

Bestehende Versorgungsleitungen müssen bei der
schließungen und bei der geplanten
rung der Arbeiten ist die Richtlinie zum Schutz unteri
Schleswig-Holstein Netz AG zu beachten.

Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern im Bereich 
Versorgungsträger abzustimmen.
sätzlich vermieden werden.

10.6 Medienversorgung

Die Versorgung mit Breitband kann durch die Stadtwerk
den, es können aber auch andere Anbieter diese Leistu

10.7 Abfallbeseitigung

Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg
Anschluss- und Benutzungszwang für das Plangebiet geregel
des Plangebiets in festen Behältern

Die privaten Wegerschließung
Befahren durch Müllfahrzeuge vorgesehen. Für diesen Fa
die Abfallbehälter an die öffentlichen Verkehrsfläche
Wohnweges positioniert.
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Es wird darauf hingewiesen, dass Erdwärmesondenanlagen, die die Erdwärme mit Tiefbo
rungen nutzen, frühzeitig vor Ausführung der Bohrarbeiten bei der unteren Wasserbehörde

Rendsburg-Eckernförde anzuzeigen sind.

Die Einhaltung der wasserrechtlichen Bestimmungen ist im Rahmen der nachgeordneten
bauaufsichtlichen Verfahren nachzuweisen und zu beachten, soweit erforderli

Telekommunikation

Im Rahmen der �Behörden- und Trägerbeteiligung� wird seitens des Kommunikationsunte
nehmens zu prüfen sein, in welchem Umfang zur fernmeldetechnischen Versorgung des
Plangeltungsbereiches die Verlegung von Fernmeldeeinrichtungen für das geplante Woh
gebiet erforderlich sein wird.

Grundsätzlich ist z.B. zugunsten der Deutschen Telekom oder eines anderen Anbieters d
rauf zu achten, dass in allen privaten Wohnwegerschließungen geeignete und ausreichend
dimensionierte Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unte
bringung der Telekommunikationslinien vorgesehen werden.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit den
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist der Beginn und Ablauf der Erschließungs
maßnahme so früh wie möglich vor Baubeginn der zuständigen Stelle der Deutschen Tel
kom Technik GmbH bzw. eines anderen Kommunikationsunternehmens mitzuteilen.

versorgung

Aufgrund eines Konzessionsvertrages versorgen die SH Netz AG das Gemeindegebiet mit

Bestehende Versorgungsleitungen müssen bei der Herstellung der privaten Wohnwege
und bei der geplanten Wohnbebauung berücksichtigt werden

rung der Arbeiten ist die Richtlinie zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen der
Holstein Netz AG zu beachten.

Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern im Bereich der Leitungstrassen ist mit dem
Versorgungsträger abzustimmen. Das direkte Bepflanzen von Energietrassen sollte grund
sätzlich vermieden werden.

Medienversorgung

Die Versorgung mit Breitband kann durch die Stadtwerke Neumünster sichergestellt wer
den, es können aber auch andere Anbieter diese Leistungen vor Ort übernehmen.

Abfallbeseitigung

Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg-Eckernförde und wird zentral mit
und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle sind innerhalb

des Plangebiets in festen Behältern zu sammeln.

Wegerschließungen (G-F-L-Recht) innerhalb des Plangebietes
Befahren durch Müllfahrzeuge vorgesehen. Für diesen Fall werden am Tage der Müllabfuhr
die Abfallbehälter an die öffentlichen Verkehrsfläche gebracht und innerhalb des privaten
Wohnweges positioniert.

- Satzung -

 die die Erdwärme mit Tiefboh-
er Bohrarbeiten bei der unteren Wasserbehörde

 Rahmen der nachgeordneten
soweit erforderlich.

und Trägerbeteiligung� wird seitens des Kommunikationsunter-
etechnischen Versorgung des

Fernmeldeeinrichtungen für das geplante Wohn-

der eines anderen Anbieters da-
erschließungen geeignete und ausreichend

Breite von ca. 0,30 m für die Unter-

Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit den
en Leitungsträger ist der Beginn und Ablauf der Erschließungs-

igen Stelle der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH bzw. eines anderen Kommunikationsunternehmens mitzuteilen.

H Netz AG das Gemeindegebiet mit

Herstellung der privaten Wohnweger-
ebauung berücksichtigt werden. Bei Durchfüh-

rdischer Versorgungsleitungen der

der Leitungstrassen ist mit dem
Das direkte Bepflanzen von Energietrassen sollte grund-

e Neumünster sichergestellt wer-
ngen vor Ort übernehmen.

Eckernförde und wird zentral mit
und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle sind innerhalb

Recht) innerhalb des Plangebietes sind nicht für das
ll werden am Tage der Müllabfuhr

 gebracht und innerhalb des privaten
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11. Brandschutz

Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Fr
Padenstedt und durch die Feuerwehren der Nachbargemeind
chen Löschhilfe.

Die erforderlichen Hydrantenabstände und die Bereitste
derlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung
Anforderungen mit einer Leistung von 96 m³/h nach Arb
Maßgabe des Erlasses des Innenministeriums vom 30.08.2010 
im Rahmen des nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahre

Aufgrund der Bestandssituation und des Vorhabencharakte
änderung der bisherigen Situation zum vorbeugenden B
zusätzlicher Regelungsbedarf seitens der Gemeinde
ist.

Die Feuerwehrzufahrt ist aufgrund der
Verkehrsflächen �Poststraße�

12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung
des Bebauungsplanes Nr. 11

Das Straßen- und Versorgungsnetz ist
�Poststraße� im Westen vorhanden.

Ggf. erforderlich werdende tiefbautechnische Maßnahmen w
ordneten bauaufsichtlichen Verfahren bauseits
kannten Regeln der Technik h

13. Nachrichtliche Übernahme

13.1 Knicks (§ 21 LNatSchG)

Die innerhalb des Plangebiets vorhandenen Knick
schützt. Alle Maßnahmen, die zu einer erheblichen oder
ser geschützten Landschaftsbestandteile führen, sind verb

Pflegemaßnahmen (�auf den Stock setzen�) sind entspreche
gen des Landesnaturschutzgesetzes durch den jeweiligen G
recht auszuführen.

Ein Knickabschnitt wird jedoch entsprechend des Erlasses
zum Knickschutz� vom 20.01.2017
logischen Funktionen der Knicks erheblich stören
tigung / Neuanlage) auszugleichen. Ferner sind verbleib
chende Schutzstreifen (3,0 m) vor erheblichen Beeinträch

Die Kompensation ist aufgrund der innerörtlichen Lage 
ung nicht innehrlab des Plangeltungsbereichs möglich.
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Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde
und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftl

Die erforderlichen Hydrantenabstände und die Bereitstellung von Löschwasser mit der erfo
derlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung entsprechend den technischen
Anforderungen mit einer Leistung von 96 m³/h nach Arbeitsblatt DVGW
Maßgabe des Erlasses des Innenministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-
im Rahmen des nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahrens nachzuweisen.

Aufgrund der Bestandssituation und des Vorhabencharakters ist keine grundsätzliche Ve
änderung der bisherigen Situation zum vorbeugenden Brandschutz verbunden, so dass kein
zusätzlicher Regelungsbedarf seitens der Gemeinde Padenstedt besteht bzw. zu erkennen

Die Feuerwehrzufahrt ist aufgrund der äußeren Erschließungssituation durch die öffentliche
Poststraße� im Westen des Plangebiets als gesichert anzunehme

Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung
des Bebauungsplanes Nr. 11 �Südliche Poststraße�

und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung mit de
esten vorhanden.

erforderlich werdende tiefbautechnische Maßnahmen werden im Rahmen der
ordneten bauaufsichtlichen Verfahren bauseits nachzuweisen und nach den allgemein ane

n Regeln der Technik herzustellen sein.

Nachrichtliche Übernahme

Knicks (§ 21 LNatSchG)

Die innerhalb des Plangebiets vorhandenen Knickabschnitte sind nach § 21 LNatSchG
ützt. Alle Maßnahmen, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung di

ser geschützten Landschaftsbestandteile führen, sind verboten.

Pflegemaßnahmen (�auf den Stock setzen�) sind entsprechend den gesetzlichen Regelu
gen des Landesnaturschutzgesetzes durch den jeweiligen Grundstückseigentümer fachg

auszuführen.

Ein Knickabschnitt wird jedoch entsprechend des Erlasses �Durchführungsbestimmungen
zum Knickschutz� vom 20.01.2017 betroffen sein, denn die künftige Bebauung wird die 
logischen Funktionen der Knicks erheblich stören können und im Verhältnis 1:1 (

Neuanlage) auszugleichen. Ferner sind verbleibende Knickabschnitte
chende Schutzstreifen (3,0 m) vor erheblichen Beeinträchtigungen zu schützen.

Die Kompensation ist aufgrund der innerörtlichen Lage und der künftig verdichteten Beba
ung nicht innehrlab des Plangeltungsbereichs möglich.

- Satzung -

eiwillige Feuerwehr der Gemeinde
und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftli-

llung von Löschwasser mit der erfor-
 entsprechend den technischen

eitsblatt DVGW-W-405 und nach
Maßgabe des Erlasses des Innenministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) sind

ns nachzuweisen.

rs ist keine grundsätzliche Ver-
randschutz verbunden, so dass kein

Padenstedt besteht bzw. zu erkennen

Erschließungssituation durch die öffentliche
gesichert anzunehmen.

als äußere Erschließung mit der Gemeindestraße

erforderlich werdende tiefbautechnische Maßnahmen werden im Rahmen der nachge-
nachzuweisen und nach den allgemein aner-

sind nach § 21 LNatSchG ge-
nachhaltigen Beeinträchtigung die-
oten.

nd den gesetzlichen Regelun-
rundstückseigentümer fachge-

�Durchführungsbestimmungen
betroffen sein, denn die künftige Bebauung wird die öko-

im Verhältnis 1:1 (Beeinträch-
Neuanlage) auszugleichen. Ferner sind verbleibende Knickabschnitte durch ausrei-

tigungen zu schützen.

er künftig verdichteten Bebau-



Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a Bau

aher erfolgt die Kompensation des Knickeingriffs durch d
langen (20 m) langen Knickstrecke in dem bestehenden 
67.20.34-56 des Kreises Rendsburg
planerischen Fachbeitrag�).

Es wird eine entsprechende vertragliche Vereinbarung z
der Gemeinde sowie dem Bauherrn zur Sicherung der Ökok
rechtlichen Zuordnung getroffen.

Die Knickabschnitte werden durch die planzeichnerische Festse
a+b BauGB in Verbindung mit der Festsetzung
stimmung �Knick mit Saumstreifen� nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 
stand und in ihrer Entwicklungsfähigkeit entsprechend d
LNatSchG geschützt.

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB werden die
Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 1

14. Bodenschutz

14.1 Vorsorgender Bodenschutz

Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes i
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine
damit wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belast
schen Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden k
nungsfall auf Grundlage der vorbereitenden Baule
schaftsplanung), in der die Fläche des Bebauungsplanes Nr.
dargestellt ist, die Bebauung der rückwärtigen Grund
Aspekten zur Erreichung von Baurechten
zu nutzenden bzw. auszuweisenden Flächen sich nicht

Die Eignung der Plangebietsfläche wurde im Zuge der 
entwicklungspotentiale� (s. Quellenverzeichnis) als �gu

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit i
kennbaren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung 
Funktionen der dort anstehenden Böden. Die Ausgleichbar
Boden sind aufgrund des �Bebauungsplanes der Innenentwicklung
gesondert darzulegen sind.

14.2 Nachsorgender Bodenschutz

Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs
keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen od
standorte innerhalb der Plangebietes

Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (u. 
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV,
schutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie d
(KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten.
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aher erfolgt die Kompensation des Knickeingriffs durch die Zuordnung einer ausreichend
langen (20 m) langen Knickstrecke in dem bestehenden Knick-Ökokonto Aktenzeichen

56 des Kreises Rendsburg-Eckernförde (vgl. auch Ausführungen im �Landschaft
planerischen Fachbeitrag�).

Es wird eine entsprechende vertragliche Vereinbarung zwischen dem Ökokontobetreiber und
der Gemeinde sowie dem Bauherrn zur Sicherung der Ökokontoverfügbarkeit und planung
rechtlichen Zuordnung getroffen.

abschnitte werden durch die planzeichnerische Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
BauGB in Verbindung mit der Festsetzung von privaten Grünflächen

stimmung �Knick mit Saumstreifen� nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB zusätzlich in ihrem B
stand und in ihrer Entwicklungsfähigkeit entsprechend den gesetzlichen Regelungen des

ützt.

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB werden die vorhandenen Knickabschnitte nachrichtlich in die
zum Bebauungsplan Nr. 11 übernommen.

Vorsorgender Bodenschutz

Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung /
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und
damit wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezif

en Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, wird im vorliegenden Pl
auf Grundlage der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungs

aftsplanung), in der die Fläche des Bebauungsplanes Nr. 11 bereits als Wohnbaufläche
ie Bebauung der rückwärtigen Grundstücksflächen unter p

zur Erreichung von Baurechten bearbeitet, so dass z. B. Prüfungen von alternativ
zu nutzenden bzw. auszuweisenden Flächen sich nicht aufdrängen.

Die Eignung der Plangebietsfläche wurde im Zuge der Erhebung und Bewertung der �Inne
entwicklungspotentiale� (s. Quellenverzeichnis) als �gut geeignet� bewertet.

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine e
kennbaren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der
Funktionen der dort anstehenden Böden. Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut
Boden sind aufgrund des �Bebauungsplanes der Innenentwicklung� nach § 13
gesondert darzulegen sind.

Nachsorgender Bodenschutz

Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind
keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen / Al
standorte innerhalb der Plangebietes vorhanden bzw. der Gemeinde Padenstedt

Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (u. a. § 202 Schutz des humosen
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesbode

utzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten.

- Satzung -

ie Zuordnung einer ausreichend
Knick-Ökokonto Aktenzeichen

Eckernförde (vgl. auch Ausführungen im �Landschafts-

wischen dem Ökokontobetreiber und
ontoverfügbarkeit und planungs-

werden durch die planzeichnerische Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
privaten Grünflächen mit der Zweckbe-

Saumstreifen� nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB zusätzlich in ihrem Be-
en gesetzlichen Regelungen des

abschnitte nachrichtlich in die

Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung /
zulässige Nutzung neu bestimmt und

ung der Eigenschaften und spezifi-
en Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, wird im vorliegenden Pla-

itplanung (Flächennutzungs- und Land-
aftsplanung), in der die Fläche des Bebauungsplanes Nr. 11 bereits als Wohnbaufläche

ie Bebauung der rückwärtigen Grundstücksflächen unter planungsrechtlichen
earbeitet, so dass z. B. Prüfungen von alternativ

aufdrängen.

Erhebung und Bewertung der �Innen-
t geeignet� bewertet.

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine er-
kennbaren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der

keit der Eingriffe in das Schutzgut
Bebauungsplanes der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB nicht

und Landschaftsplanung sind
er Altlastenverdachtsflächen / Alt-

Gemeinde Padenstedt bekannt.

a. § 202 Schutz des humosen
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesboden-

utzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz
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Sollte bei Umsetzung des Bauvorhabens wiedererwar
gefördert werden, ist die untere Bodenschutzbehörde de
unverzüglich zu unterrichten. Die weiteren Maßnahmen
stimmt.

14.3 Kampfmittel

Entsprechend den Darstellungen und Erkenntnissen aus der F
schaftsplanung und der teilweisen
sem Zeitpunkt der Planung zunächst
gebiets anzunehmen sein dürften.

Aufgrund der Landesverordnung zur Änderung der Kampfm
in der Gültigkeit vom 22.02.2019 bis 30.05.2022)
Kampfmittel für das Plangebiet nicht ausgeschlossen wer

Dementsprechend sind vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wi
on / Gas / Wasser / Strom und Straßenbau
chen gem. Kampfmittelverordnung des Landes S

Zufallsfunde von Munition können jedoch nicht ausgeschl
lich der Polizei zu melden.

15. Archäologische Denkmale

Entsprechend den örtlichen Kenntnissen und den Darstellu
zungs- und Landschaftsplanung
planverfahrens davon aus, dass
male gem. § 2 (2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.20
liegenden Planung zu erwarten sind.

Denn im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum Bebau
des Archäologischen Landesamtes mit Erlass vom 08.07.2019 d
Hiervon geht die Gemeindevertretung auch in diesem Pl

Der überplante Bereich (s. auch nachfolgende
ologischen Interessengebiet, daher ist hier mit archäol
schen Denkmalen zu rechnen.

Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu
det, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Geme
hörde mitzuteilen hat.

Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümeri
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf o
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, 
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die
stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile o
schehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ab
Mitteilung.
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Sollte bei Umsetzung des Bauvorhabens wiedererwartend Bodenverunreinigungen zu Tage
gefördert werden, ist die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg
unverzüglich zu unterrichten. Die weiteren Maßnahmen werden dann von dort aus abg

Entsprechend den Darstellungen und Erkenntnissen aus der Flächennutzungs
aftsplanung und der teilweisen Bestandssituation, geht die Gemeinde Padenstedt zu di

sem Zeitpunkt der Planung zunächst davon aus, dass keine Kampfmittel innerhalb des
en sein dürften.

der Landesverordnung zur Änderung der Kampfmittelverordnung
in der Gültigkeit vom 22.02.2019 bis 30.05.2022) können Verdachtsmomente für mögliche
Kampfmittel für das Plangebiet nicht ausgeschlossen werden.

Dementsprechend sind vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben / Kanalisat
on / Gas / Wasser / Strom und Straßenbau die rückwärtigen, unbebauten Grundstücksfl
chen gem. Kampfmittelverordnung des Landes S-H auf Kampfmittel untersuchen zu lassen.

Zufallsfunde von Munition können jedoch nicht ausgeschlossen werden und sind unverzü
lich der Polizei zu melden.

Archäologische Denkmale

Entsprechend den örtlichen Kenntnissen und den Darstellungen der geltenden Flächennu
und Landschaftsplanung geht die Gemeinde Padenstedt im Rahm

planverfahrens davon aus, dass zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturden
male gem. § 2 (2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vo
egenden Planung zu erwarten sind.

enn im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 10
des Archäologischen Landesamtes mit Erlass vom 08.07.2019 der Planung zugestimmt.
Hiervon geht die Gemeindevertretung auch in diesem Planungsfall aus.

Der überplante Bereich (s. auch nachfolgende Abb. 11) befindet sich jedoch in einem arch
ologischen Interessengebiet, daher ist hier mit archäologischer Substanz d.h. mit archäolog

en Denkmalen zu rechnen.

Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu beachten, dass der, der Kulturdenkmale entdeckt oder fi
det, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzb
hörde mitzuteilen hat.

Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzer
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund g
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Z
stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten g

ehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der

- Satzung -

tend Bodenverunreinigungen zu Tage
s Kreises Rendsburg-Eckernförde

 werden dann von dort aus abge-

Darstellungen und Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Land-
Bestandssituation, geht die Gemeinde Padenstedt zu die-

davon aus, dass keine Kampfmittel innerhalb des Plan-

der Landesverordnung zur Änderung der Kampfmittelverordnung (Gesamtausgabe
können Verdachtsmomente für mögliche

Dementsprechend sind vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben / Kanalisati-
die rückwärtigen, unbebauten Grundstücksflä-

H auf Kampfmittel untersuchen zu lassen.

ossen werden und sind unverzüg-

ngen der geltenden Flächennut-
Padenstedt im Rahmen dieses Bauleit-

zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenk-
14 durch die Umsetzung der vor-

enn im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 10 wurde seitens
des Archäologischen Landesamtes mit Erlass vom 08.07.2019 der Planung zugestimmt.

nungsfall aus.

) befindet sich jedoch in einem archä-
ogischer Substanz d.h. mit archäologi-

beachten, dass der, der Kulturdenkmale entdeckt oder fin-
inde der oberen Denkmalschutzbe-

n oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,

die zur Entdeckung oder zu dem Fund ge-
pflichteten befreit die übrigen. Die nach

 Fundstätte in unverändertem Zu-
der Aufwendungen von Kosten ge-

ehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der
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Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sonder
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bo

16. Belange der Bundeswehr

Die Belange der Bundeswehr werden betroffen sein. Di
davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters eines Wohn
chen Unterschreitung der maßgeblichen Höhen von 30 Met
Bundeswehr nicht berührt sein werden.

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn)
den Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm
wehr wurde darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersat
vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden
kannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebie
teidigungsradaranlage Brekendorf.

(Quelle: Archäologisches Landesamt,2019)

Gemeinde Padenstedt
Bebauungsplan Nr. 11 �Südliche Poststraße�
�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Belange der Bundeswehr

Die Belange der Bundeswehr werden betroffen sein. Die Gemeinde Padenstedt
davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters eines Wohngebietes und einer wesentl
chen Unterschreitung der maßgeblichen Höhen von 30 Meter über Grund die Belange der
Bundeswehr nicht berührt sein werden.

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 14 LuftVG des
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn). Aufgrund der Lage des Plangebietes ist durch
den Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen. Seitens der Bunde
wehr wurde darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die
vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht ane
kannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebiet im Interessengebiet der Luftve
teidigungsradaranlage Brekendorf.

Archäologisches Landesamt,2019)

- Satzung -

n auch dingliche Zeugnisse wie
denbeschaffenheit.

Gemeinde Padenstedt geht jedoch
davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters eines Wohngebietes und einer wesentli-

er über Grund die Belange der

 Flugplätze nach § 14 LuftVG des
. Aufgrund der Lage des Plangebietes ist durch

und Abgasemissionen zu rechnen. Seitens der Bundes-
wehr wurde darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die

Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht aner-
Ferner befindet sich das Plangebiet im Interessengebiet der Luftver-






























